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Zum eidgenössischen Beamtengesetz 


Volksabstimmung vom 11. Dezember 1949 


Es ist in erster Linie Sache der politischen Parteien sowie 
der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbände, Stellung zu neh- 
men zu einer Vorlage, die insbesondere die Besoldungen des 
vom Bunde beschäftigten Personals regelt. Der V.S.K. und 
die ihm angeschlossenen Genossenschaften haben denn auch 
zum Beamiengesetz, zu dem sich der Stimmbürger am 11. De- 
zember 1949 auszusprechen haben wird, keine Parole heraus- 
gegeben, noch beabsichligen sie, das zu tun. Trotzdem scheint 
uns die zur Abstimmung gelangende Vorlage von derartiger 
Bedeutung zu sein, dass wir sie auch hier kurz besprechen 
möchten, um wenigstens in den Grundlinien zu zeigen. um 
was es dabei geht. 

Vielleicht haben wir als Organ einer Bewegung. der ein 
grosser Teil der vom Bunde Beschäftigten als Mitglieder an- 
gehören, einen weitern Grund, uns kurz den wesentlichen 
Inhalt der Vorlage zu vergegenwärtigen. 

Zum Verständnis dessen, zu dem das Schweizervolk am 
zweiten Dezembersonntag Stellung zu nehmen hat, ist es not- 
wendig, kurz einen Blick auf die 


Vorgeschichte 


der Vorlage zu werfen. Das gegenwärtig in Kraft stehende 
Beamtengesetz geht zurück auf das Jahr 1927und ist seiner- 
zeit auf den 1. Januar 1928 in Kraft getreten. Die Besoldun- 
gen, wie sie die rund 93 000 Bundesbeanıiten heute beziehen. 
sind in zwei Besoldungsskalen, die im Gesetze enthalten sind. 
festgelegt. Man kann, wenn man daran erinnert, dass bei- 
spielsweise der damals festgelegte Minimalgehalt eines in die 
sechsundzwanzigste (unterste) "Besoldungsklasse eingereihten 
Bundesbeamten sich auf Fr. 2700.— jährlich beläuft, kaum 
behaupten, dass die durch dieses Gesetz eingeführten Besol- 
dungen als übersetzt bezeichnet werden Kamen 

Die Krise der dreissiger Jahre hat jedoch dazu geführt, 
dass auch diese an sich sicher nicht übertriebenen Besoldun- 
gen im Zusammenhang mit der damals vom Bunde betrie- 
benen Deflationspolitik sen Lohnabbaumassnahmen wesent- 
lich herabgesetzt worden sind. 

Schon ie Jahre 1934 und 1935 brachten einen Lohnabbau 
von 7%, wobei Fr. 1600.— jeder Besoldung abzugsfrei 
blieben. 1936 und 1937 wurde der Abbau SR 15% er- 
höht, um dann mit der Abwertung des Schweizer Frankens 
und damit im Zusammenhang stehenden Erhöhung des 
Preisniveaus für die Jahre 1938 bis 1940 auf 13 96 ea 


gesetzt zu werden. 


Erst im Jahre 1941, als die Teuerung im Jahresdurchschnitt 
gegenüber dem Jahr 1939 sich auf 27 % erhöht hatte, wur- 
den der Lohnabbau auf 8 0 herabgesetzt und die Besoldun- 
gen gleichzeitig durch entsprechende Teuerungszulagen ver- 
bessert. Bis Ende 1945 jedoch wurde dem gesamten Bundes- 
personal nur ein Teil der Kriegsteuerung ausgeglichen. 

Erst das Jahr 1948 brachte den vollen Teuerungsausgleich, 
wenigstens für die niedrigeren Einkommen der Bundesbeanı- 
ten. Wie schwer diese Tatsache wiegt, zeht insbesondere 
daraus hervor, dass der Reallohnverlust jedes einzelnen 
Bundesbeamten, wie sich auf Grund sorgfältiger Berechnun- 
gen ergeben hat, im Durchschnitt Fr. 5500.— erreicht, was 
umgerechnel auf die Gesamtzahl der Bundesbeamten einer 
Einsparung des Bundes in der Kriegs- und Nachkriegszeit 
von mehr als 500 Millionen Franken gleichkommt. 


Um was es geht 


Die Kosten der Lebenshaltung weisen gegenüber der Zeit 
unmittelbar vor dem Kriege eine Erhöhung von etwas über 
60 % aus. Die Teuerung hat sich in den letzten drei Jahren 
auf ungefähr derselben Höhe gehalten. und man darf an- 
nehmen, dass eine gewisse Gleichgewichtslage erreicht ist. 
Dazu treten nun aber die Vollmachtenbeschlüsse und die 
dringlichen Bundesbeschlüsse. die die Teuerungszulagen für 
das Bundespersonal regeln, Ende 1949 ausser Kraft. Diese 
Tatsachen haben den Bundesrat dazu veranlasst, eine Revi- 
sionsvorlage auszuarbeiten, die im wesentlichen die Wieder- 
herstellung des vollen Teuerungsausgleichs und dazu gewisse 
weitere Anpassungen vorsieht. 

Hauptinhalt der Revisionsvorlage bildet die Besoldungs- 
skala, die noch 25 Lohnklassen enthält (gegenüber 26 im Ge- 
setz von 1927). Wir wollen vorausschicken, dass in den unter- 
sten sechs Klassen dieser Skala nicht weniger als 70 90 des 
gesamten Bundespersonals eingereiht sind. “Die Lohnansätze 
in diesen sechs Klassen schwanken — einschliesslich eine 
zehnprozentige Teuerungszulage — zwischen Fr. 5450.— 
(gleich Minimum der PEI Klasce) und Fr. 8850.— (gleich 
Maximum der 20. Klasse). Man wird schon, wenn man diese 
Ansätze betrachtet. kaum von übersetzten Bezügen des Bundes- 
personals sprechen können. 

Im Gegensatz zum Beamtengesetz von 1927 ist ferner auch 
ein rascherer Aufstieg vom Minimum zum Maximum vor- 
gesehen, indem nach 12 Jahren — statt wie bisher erst nach 
15 Jahren — die Maximalbesoldung erreicht wird, Das ist 
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eine Regelung. wie sie in den meisten Besoldungsordnungen 
von Kantonen und Gemeinden vorgesehen ist. 

Zum Lohn kommen die Ortszulagen. die in acht Stufen 
Fr. 100.— bis 800.— betragen. Der Gedanke des Sosiallohns 
kommt in einer Erhöhung der Heiratszulagen von Fr. 400.— 
auf 500.—. die bis dahin auf Vollmachtenrecht beruhten. zum 
Ausdruck. sowie in der Ausrichtung einer Geburtenzulage 
von Fr. 100.— je Kind. 

Was die 


Kosten der Neuordnung 


betrifft. so sind diese ausserordentlich schwer zu beurteilen. 
da sie im wesentlichen abhängen von der Entwicklung der 
Zahl der Bundesbeamten. Nimmt man an. dass sich die Zahl 
der Bundesbeamten nicht verändert, so ergeben sich für das 
Jahr 1950 Mehrkosten von 17.5 Millionen Franken, die sich. 
bis nach 12 Jahren der Beharrungszustand erreicht ist. auf 
+4.2 Millionen Franken pro Jahr erhöhen werden. Immerhin 
rechnen zum Beispiel die Bundesbahnen für das Jahr 1950 
infolge eines sich abzeichnenden Verkehrsrückganges in ihrem 
Voranschlag bereits mit einer Verminderung des Personals 
um 1200 Personen. so dass sich also hier Einsparungen 
ergeben würden. 

Die Gegner des Gesetzes behaupten. dass Erhöhungen der 
Bahn- und Posttaxen sowie der Steuern bei der Annahme die- 
ses Gesetzes unvermeidlich wären. Hiezu ist nur zu sagen, 
dass für die Bundesbahnen beispielsweise die zusätzlichen 
Kosten unter der Voraussetzung eines unveränderten Per- 
sonalbestandes sich im nächsten Jahre auf nicht ganz 1 % 
und im Beharrungszustande. das heisst nach 12 Jahren. auf 
2.3 des Gesamtaufwandes des Unternehmens belaufen wür- 
den. Für die PTT-Verwaltung lauten die entsprechenden Zah- 
len auf 1 % und 2.6 %. 

Es ist kaum anzunehmen, dass diese Beträge auf die Taxen 
von Balın oder Post irgendwelchen Einfluss auszuüben ver- 
möchten. Das ergibt sich auch daraus, dass trotz einer im 
Durchschnitt 100 % übersteigenden Erhöhung der Sachaus- 
gaben bei den Bundesbahnen die Taxen im Durchschnitt 
lediglich um 15 © erhöht werden mussten. 

Die Taktik der Gegner geht nun auch dahin. den Bundes- 
beamten als «Mann hinter dem Schalter» hinzustellen. ihn als 
Bürokraten zu bezeichnen, um beim Volke alle möglichen 
Unlustgefühle gegenüber allem, was mit Beamtentum zu tun 
hat. zu wecken. Es ist deshalb nicht überflüssig. kurz auch 
darauf hinzuweisen, dass Beamte nicht nur die in den Büros 
der Bundeszentralverwaltung beschäftigten Personen sind. 
sondern auch der Weichenwärler. der Bahnarbeiter. der Brief- 
träger, der Grenzwächter usw. usw. Das sind alles Menschen, 
die — hervorgegangen aus dem Arbeiterstande und dem 
Mittelstande — Berufe ausüben, die teilweise mit grossen 
Gefahren, immer aber mit vielen Unzukömmlichkeiten (un- 
regelinässiger Dienst, Nachtarbeit. Sonntagsdienst usw.) ver- 
bunden sind. 

Als einer der wenigen Staaten darf darüber hinaus die 
Schweiz mit einigem Stolz auf ihre Beamten blicken, denen 
schon vom General. dann aber auch von vielen andern öffent- 
lich manches Lob für ihre Ehrlichkeit, Treue und Zuverlässig- 
keit ausgesprochen worden ist. 


Die Leistungen des Personals 


Man darf in diesem Zusammenhang auch nicht übersehen, 
dass vor allem in den letzten 30 Jahren die Leistungen unserer 
Eisenbahner und der Postangestellten, der Zöllner und vieler 
anderer Personalkategorien infolge entschiedener Rationalisie- 
rung sich stark vermehrt haben. Im Jahre 1913 beispielsweise 
beförderten die Bundesbahnen 91,6 Millionen Personen und 
14,6 Millionen Güterlonnen bei einem Personalbestand von 
37 700 Personen. Im Jahre 1948 belief sich der Personal- 
bestand auf 38 850 Personen, wobei aber die Zahl der beför- 
derten Personen auf 207,7 Millionen und die beförderien 
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Gütertonnen sich auf 18,5 Millionen beliefen. Aehnliches 
ergibt sich bei der Post und in vielen andern Zweigen der 
Bundesverwaltung. 

Gewiss scheint auf den ersten Blick die 


Zahl der Bundesbeamten 


gewaltig. Es zeigt sich jedoch. wenn man aufmerksanı die ent- 
sprechenden Statistiken verfolgt, dass in den letzten Jahren 
eine entschiedene Rückbildung des Personalbestandes statt- 
gefunden hat. So verzeichnete die Bundeszentralverwaltung 
im Jahre 1944 noch über 25 000 Bedienstete, deren Zahl bis 
August 19419 immerhin auf nicht viel mehr als 17 000 zurück- 
gegangen ist. Militärwerkstätlte und Alkoholverwaltung zähl- 
ten 1944 rund 8600 Bedienstete, deren Zahl im August 1949 
nur noch 4800 betrug. Dass die Zahl der von den Bundes- 
bahnen und der PTT-Verwaltung beschäftigten Angestellten 
in den letzten Jahren gestiegen ist, nämlich von rund 54.000 
(1944) auf rund 66000 (August 1949) steht ganz einfach 
im Zusammenhang mit den wesentlich gestiegenen Verkehrs- 
leistungen. 

Gemessen an der Vermehrung der Personalbestände bei 
Gemeinden und Kantonen, schneidet die Eidgenossenschaft 
noch verhältnismässig günstig ab. Von 1910 bis 1941 stieg 
bei einer Zunahme der Wohnbevölkerung von 20 % die Zahl 
der Bundesbeamten um 30 %, währenddem in Kantonen und 
Gemeinden eine Zunahme von je 78 % zu verzeichnen war. 
Uebrigens ist auch im Privalbelrieb eine wesentliche Steige- 
rung der Zahl der Beschäftigten festzustellen, indem 1939 
gegenüber 1905 das kaufmännische und technische Personal 
sich um 213 %, die Zahl der Arbeiter sich um 24% ver- 
mehrt hat. 

Eines der wichtigsten Argumente, die sich gegen die Stabi- 
lisierung der Besoldungen des Bundespersonals richten, ist 
nun das eines in Aussicht stehenden 


Preisabbaus. 


Vor allem im Zusammenhang mit der Abwertung in vielen 
wichtigen Exportländern wird eine Senkung unseres Preis- 
niveaus erwarlet. Dazu ist immerhin zu sagen, dass zum Bei- 
spiel Kanada und Australien den Weizenpreis unmittelbar 
nach der Abwertung um 10 % erhöht haben, dass auch an- 
dere Exportpreise von den exporlierenden Staaten herauf- 
gesetzt worden sind und dass sonst gegenwärtig mit einem 
raschen Preisabbau deshalb kaum gerechnet werden kann, 
weil noch heute zahlreiche Verbilligungsaktionen vom Bunde 
finanziert werden, deren Abbau kommen muss, bevor die 
Konsumentenpreise reduziert werden können. 

Man muss sich aber vor Augen halten, dass im Falle der 
Ablehnung des Beamtengeselzes durch das Schweizervolk sich 
die drohende Gefahr des Abbaus auch für den Privatarbeiter 
abzeichnet. Es geht bei der Auseinandersetzung vom 11. De- 
zember wesentlich auch um die Frage der Wiederholung der 
Deflationspolitik der dreissiger Jahre, die uns in der Schweiz 
ein Arbeitslosenheer von über 100 000 Mann beschert hat. 

Es scheint uns entscheidend, dass wir diese Gefahr richtig 
erkennen und beizeiten uns gegen sie wenden. Wir haben es 
mit der Abstimmung über das Eidgenössische Beamtengeselz, 
das die Besoldungen so vieler unserer Mitglieder regelt, in 
der Hand, mitzuhelfen, gefährliche Massnahmen, die auch 
unsere Genossenschaften in Mitleidenschaft ziehen könnten, 
abzuwehren; ist es doch klar, dass Lohnsenkungen verstärkte 
Umsatzrückgänge zur Folge haben müssten. 

Als Genossenschafter und ohne dass der V.S.K., um es 
hier deutlich zu wiederholen und zu unterstreichen, zum 
Beamtengeselz als solchem offiziell Stellung zu nehmen hätte, 
haben wir alles Interesse daran, dass am 11. Dezember das 
Schweizervolk dem revidierten Beamtengeseiz, das in den eid- 
genössischen Räten praktisch einstimmig angenommen WOT- 
den ist, ebenfalls zu einer wuchtigen Annahme verhilft! M. 
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Um Brot und Brotpreis 


Am 7. Oktober 1949 halte der Bundesrat, dem Drängen 
des Bäckermeisterverbandes folgend, zu Lasten der Konsu- 
menten eine Backlohnerhöhung für das Halbweissbrot um 
2 Rappen bewilligt. Nachdem die Vereinigung der Konsum- 
vereinsbäckereien der Schweiz bereits vorher klar gemacht 
hatte, dass die ihr angeschlossenen Genossenschaftsbäcke- 
reien einer Erhöhung des Konsumentenpreises nur zustim- 
men könnten, sofern der Index der Lebenshaltungskosten 
unter 160 Punkte sinken würde, entschlossen sich im dama- 
ligen Zeitpunkt die Konsumvereinsbäckereien, trotzdem sich 
die Erhöhung des Backlohns hätte rechtfertigen lassen, auf 
die Preiserhöhung zu verzichten. Der Bäckermeisterverband 
nahm die gleiche Haltung ein, wobei immerhin zu bemerken 
ist, dass er das wohl kaum aus eigenem Antrieb, sondern 
lediglich unter dem Druck der Konsumvereinsbäckereien 
tat. 

Wir wollen hier darauf verzichten, noch einmal hinzu- 
weisen auf die dem bundesrätlichen Entscheid folgende 
Streikbewegung im Bäckergewerbe und nur hoffen, die Ge- 
müter möchten sich inzwischen soweit wieder beruhigt 
haben, um klar zu erkennen, dass es für den Bundesrat ganz 
ausgeschlossen war, unter dem Druck einer Streikdrohung 
irgendwelche Konzessionen zu machen. 

Nachdem die Wogen im wesentlichen wieder geglättet 
waren, hat der Bundesrat am 23. November einen neuen 
Beschluss geiasst, der allerdings nur mit Schwieriekeiten 
zustande gekommen zu sein scheint, war es doch notwendig. 
in nicht weniger als drei Bundesratssitzungen die ganze 
Frage zu erörlern. 

Der Beschluss des Bundesrates hält zunächst die im Ok- 
tober bewilligte Backlohnerhöhung aufrecht. um darüber 
hinaus dem Bäcker eine Preisreduktion für Halbweissmehl 
ab 1. Dezember im Umfang von Fr. 4.— je 100 Kilogramm 
zuzugesiehen. Das gibt eine 


Backlohnverbesserung von drei Rappen 


pro Kilogramm Halbweissbrot, so dass also dem Bäcker eine 
gesamte Verbesserung der Marge um 5 Rappen je Kilo- 
gramm Halbweissbrot möglich ist. 

Der Vorstand der Vereinigung der Konsumvereins- 
bäckereien hat bereits am 25. November zur neuen Sachlage 
Stellung genommen und den Beschluss gefasst, seinen Mit- 
gliedern zu empfehlen, von einer Heraufsetzung des Konsu- 
mentenpreises Umgang zu nehmen. Es ist wahrscheinlich, 
dass sämtliche Konsumvereinsbäckereien diesem Rate folgen 
werden, so dass innerhalb unserer Bewegung für den Kon- 
sumenten nicht mit einem Preisaufschlag für das Halbweiss- 
brot zu rechnen ist. Darüber hinaus ist auch anzunehmen. 
dass die privaten Bäckermeister ihrerseits darauf verzichten, 
von der Erhöhung des Konsumentenpreises um 2 Rappen, die 
ihnen gemäss Bundesratsbeschluss vom 7. Oktober 1949 zu- 
stehen würde, Gebrauch zu machen. 

Man darf so feststellen, dass die Genossenschaften hier 
bei einem entscheidenden Lebensmittel 


den Konsumenten wieder einmal vor einer Preiserhöhung 
bewahrt 


haben, ja, dass sie nicht unwesentlich dazu beigetragen 
haben, die Behörden davon zu überzeugen, dass der Weg des 
geringsten Widerstandes — die Belastung des Konsumenten 
— im gegenwärtigen Moment kaum der richtige ist. 

Der Bundesrat hat sich weiter in der erwähnten Sitzung 
auch mit dem Ruchbrot beschäftigt und hat auch hier — 
allerdings erst für den 1. Februar 1950 — eine Neuregelung 
in Aussicht genommen, indem der Ruchmehlpreis vom er- 
wähnten Zeitpunkt an heraufgesetzt werden soll. Dieser Be- 


schluss wird eine Preiserhöhung des Ruchbrotes für den 
Konsumenten im Umfang von 4 Rappen je Kilogramm zur 
Folge haben. Diese Massnahme ist einerseits deshalb in Aus- 
sicht genommen worden, weil der Bund sich allmählich von 
den Verbilligungsmassnahmen entlasten und die Inlandpreise 
für bis dahin verbilligte Lebensmittel Schritt für Schritt den 
Weltmarktpreisen anpassen möchte, und weil andererseits 
es sich herausgestellt hat, dass Ruchmehl, das im Preise nur 
unwesentlich höher zu stehen kommt als Futtermehl. in stei- 
gendem Masse verfüttert wird. Es ist bedauerlich, dass der 
Konsument hier sozusagen dafür bestraft werden soll, dass 
an andern Orlen unverantwortliche Elemente Nahrungsmittel 
ihrer Bestimmung entziehen, um davon zu profitieren. 
Uebrigens darf in diesem Zusammenhang gewiss auch auf 
die seinerzeitigen Schweineexporte nach Deutschland hinge- 
wiesen werden, die mit Subventionen des Bundes durch- 
geführt wurden, nachdem der Bund bereits — allerdings 
unbeabsichtigt — das für Futterzwecke verwendete Ruch- 
mcehl verbilligt hatte. 

Es wäre noch verfrüht. schon heute hier darüber Aus- 
kunft geben zu wollen, wie sich die der Vereinigung der 
Konsunwvereinsbäckereien angeschlossenen Genossenschaften 
bei der Preisgestaltung für das Ruchbrot ab 1. Februar 1950 
verhallen werden. Die Stellung der Vereinigung soll anläss- 
lich einer besondern Vollversammlung festgelegt werden. 
Selbstverständlich ist, dass die Genossenschaften alles in 
ihrer Macht stehende tun werden. um den Konsumenten vor 
einer allfälligen Preiserhöhung zu schützen. wobei allerdings 
davon nicht die Rede sein kann. dass sie. nachdem nun der 
Ruchmehlpreis am 1. Februar 1950 voraussichtlich erhöht 
wird, Verluste in Kauf nehmen könnten. Es darf in diesem 
Zusammenhang übrigens auch noch darauf hingewiesen wer- 
den, dass ja voraussichtlich ab 1. Januar 1950 mit denı In- 
krafttreten der Uebergangsordnung auch für den Konsumen- 
ten gewisse Erleichterungen kommen werden. indem die 
Umsatzsteuer auf Nahrungsmitteln allgemein beseitigt wird. 
Das hat natürlich auf die Lebenshaltungskosten seine Rück- 
wirkungen. und es ist anzunehmen, dass der Bundesrat die 
in Aussicht genommenen Preiserhöhungen zerade deshalb aul 
den 1. Februar hinausgeschoben hat. 

Schliesslich dürfen wir noch auf einen weitern Punkt des 
bundesrätlichen Beschlusses hinweisen, der die Bäcker ab 
1. Dezember 1949 von der Pflicht. Ruchbrot herzustellen, ent- 
bindet. Die Genossenschaften werden, wo ihre Mitglieder das 
wünschen, selbstverständlich auch weiterhin Ruchbrot her- 
stellen, und es darf angenommen werden, dass auch der pri- 
vate Bäckermeister, in Anbetracht vor allem des angemes- 
senen Backlohnes beim Ruchbrot, dieses nahrhafte Volkshrot 
dem Konsumenten auch weiterhin zur Verfügung stellen wird. 

Die Auseinandersetzungen um den Brotpreis dürften so ein 
vorläufiges Ende gefunden haben. Die Gemüter dürften sich 
allgemein. besonders aber im Bäckergewerbe, wieder be- 
ruhigt haben, und wir möchten abschliessend nur hoffen, dass 
es gelingen möge, gerade auch die zahlreichen minderbemit- 
telten Familien vor der Brotpreiserhöhung vom Feburar 1950 
zu bewahren. M. 


Die Steuern sind wirklich sehr hoch. und wenn die von der 
Regierung angeordneten die einzigen wären, die wir zu be- 
zahlen haben, könnten wir sie leichter aufbringen oder aus- 
legen. ‘Aber wir haben viele andere und schwerwiegendere 
für einige von uns — oder unter uns. Wir sind zweimal 
soviel besteuert für unser Nichtstun. dreimal soviel für 
unseren Stolz und viermal soviel für unsere Dummheit, und 
von diesen Steuern kann uns kein Steuereinnehmer befreien. 


Benjamin Franklin im Jahre 1758 
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Die Trauerfeier für Maurice Maire 


Der Basler Friedhof am Hörnli — Ausdruck unseres tech- 
nischen Zeitalters, das einem besonders bei solchen Gelegen- 
heiten beinahe eine Gänsehaut über den Rücken zu jagen 
vermag — war am Freitag der letzien Woche Zeuge der Be- 
stattung des früheren Präsidenten der Verbandsdirektion. 
Maurice Maire. Aus allen Teilen der Schweiz waren Ver- 
wandte, Freunde und Genossenschafter herbeigeeilt. um dem 
nach langer. schwerer. tapfer erlittener Krankheit Verstor- 
benen die letzte Ehre zu erweisen. 

Das Krematorium vermochte die vielen Trauergäste kaum 
zu fassen. und vorn im Chor türmten sich rings um den Sarg 
die Blumenspenden. die Zeugnis ablegten von der Beliebtheit 
des Dahingegangenen und von den zahlreichen Verpflichtun- 
gen. denen er zeit seines Lebens nachgekommen war. 

Die Abdankung hielt der Pfarrer der evangelischen [ran- 
ösischen Kirche Basels. Zeuba. während Prof. Dr. Max HWe- 
ber im Namen des V.S.K.. seiner Zweckgenossenschaften 
und des Verwaltervereins das Lebensbild eines mit seiner gan- 
zen Hingabe zur Genossenschaft stehenden Menschen zeich- 
nete. Im Namen der zahlreichen Freunde Maurice \Maires 
sprach Charles Frank. Verwalter der Konsumgenossenschaft 
Lausanne. der anknüpfend an eine gemeinsam verbrachte — 
den Idealen einer gerechteren Zukunft hingegebene — Ju- 
gend ein lebendiges Bild des Verschiedenen zeichnete. 

Doch lassen wir die beiden Männer. die Maurice Maire ein 
letztes Mal vor dem geistigen Auge der Teilnehmer an die- 
ser Trauerfeier wieder aufleben liessen. selbst zum Worte 
komnien. Prof. Weber führte folgendes aus: 


Am vergangenen Dienstagnachmittag um 2 Uhr ist das 
arbeitsreiche Leben von Maurice Maire erloschen. Es war 
wirklich ein Erlöschen nach diesem wochenlangen Ringen mit 
der Krankheit. die seine Kräfte trotz tapferster Gegenwehr 
allmählich verzehrte. Mer Herrn Maire in der letzten Zeit 
noch besuchte, weiss, dass der Tod ıhm als Erlöser gekom- 
men ist. 

Im Namen des Verbandes schweiz. Konsumvereine und der 
Zweckgenossenschajten, denen der Verstorbene während Jahr- 
zehnten seine ganze Arbeitskraft gewidmet hat. im Namen des 
Verwaltervereins sowie namens der ganzen Genossenschajts- 
bewegung der Schweiz versichere ich die Angehörigen unseres 
verstorbenen Kollegen unserer herzlichsten Teilnahme. Beson- 
dere Anteilnahme nehmen wir am Schicksal der schwer- 
geprüjten Gattin. Madame Maire. die während des monate- 
langen Krankenlagers ihres lieben Gatten jast ständig um ihn 
bemüht war und in einer bewundernswerten Art Frohmut um 
ihn verbreitete und ihm dadurch die schwerste Zeit seines 
Lebens erträglich zu gestalten suchte. Madame Maire, wir 
danken Ihnen für das, was Sie ihm gewesen sind. wir danken 
Ihnen namentlich auch dafür, dass Sie es durch Ihre Opfer 
Ihrem Gatten ermöglicht haben, den grössten Teil seines Le- 
bens der Genossenschaft zu widmen und dadurch der All- 
gemeinheit zu dienen. 

Ich will versuchen, das Leben und die Arbeit des Verstor- 
benen zu würdigen. 

Maurice Älaire wurde am 20. Dezember 1880 in La Chaux- 
de-Fonds geboren. Er besuchte dort die Schule und bestand 
im Jahre 1900 das Examen als Primarlehrer. Schon in dieser 
Zeit beschäftigten ihn die sozialen Fragen und besonders auch 
das Genossenschaftswesen intensiv. Er übernahm ehrenaml- 
lich die Buchhaltung der «Boulangerie cooperative», und als 
diese im Jahre 1906 einen Geschältsführer benötigte, da sie 
sich in einer schwierigen Lage befand, verliess der junge 
Lehrer kurz entschlossen seine sichere Staatsstelle, um diese 
Aufgabe zu übernehmen. Es war die erste Sanierung einer 
Genossenschaft, die er zu unternehmen hatte, und es sollte 
nicht die letzte sein. 
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Im gleichen Jahre vermählte er sich mit seiner Jugend. 
freundin. die er seit der Zeit. da sie gemeinsam den Konfir- 
mandenunterricht besucht hatten, kannte und mit der er seit- 
her Feud und Leid geteilt hat. 

Seine Tätigkeit in der Genossenschaftsbäckerei war erfolg- 
reich. Es gelang. dieses Unternehmen zu [usionieren mit der 
«Cooperative des syndicats», die unter der Verwaltung von 
Herrn Francis Barbier stand. Gemeinsam. leiteten nun die bei. 
den die «Cooperatives Reunies», die seither zu dem blühenden 
und grössten Genossenschaftsunternehmen des Juras empor- 
gewachsen sind. 

Im Jahre 1912 wurde Maurice Maire in die Exekutivbehörde 
von La Chaux-de-Fonds gewählt. Auch dort wurde seine kauf- 
männische Ader benötigt. Man übergab ihm die Leitung der 
industriellen Betriebe, die er ebenfalls erfolgreich entwickelte. 
Seine Mitbürger sandten ihn bald hernach als Vertreter der 
Sozialdemokratischen Partei in den Grossen Rut des Kantons 
Neuenburg. Seine politische Laufbahn. die ihn zweifellos noch 
weitergeführt hätte, wurde unterbrochen, als im Jahre 1916 
die Wahl in die Verwaltungskomimission des Verbandes 
schweiz. Konsumvereine erfolgte. (Er war übrigens vorher 
schon in den Aufsichtsrat des Verbandes gewählt worden als 
Vertreter der welschen Schweiz.) In Basel übernahm er ein 
Warendepartement, und zwar dasjenige, das vor allem die 
wichtigen Importprobleme zu erledigen hatte. Was es heisst, 
während zwei Weltkriegen die für unsere Bevölkerung so emi- 
nent wichtigen Versorgungsfragen zu lösen. das kann nur der 
ermessen, der diese Tätigkeit aus der Nühe kennt. 

Als Dr. O. Schär 1939 aus der Ferwaltungskommission 
zurücktrat, wählte die Aufsichtskomsmission des Verbandes 
Herrn Maire. der schon seit 1934 Vizepräsident war, zum 
Nachfolger. Während sieben Jahren stand er nun an der 
Spitze des Verbandes, und zwar in den heiklen Jahren des 
zweiten Weltkrieges bis zu seinem Rücktritt im Jahre 1946. 

Sie wissen, welche gewaltige Entwicklung die Grossein- 
kaufszentrale der schweizerischen Konsumgenossenschaften 
genommen hat in den drei Jahrzehnten. da Herr Maire in ihr 
eine Jührende Rolle spielte. Er wuchs mit den Aufgaben, 
die ihm gestellt wurden, und hat, gemeinsam. mit seinen Kol: 
legen und Mitarbeitern, die schwierigsten Probleme meistern 
können. 

Mit grossem Eifer pflegte er auch die Geschäftsbeziehun- 
gen des Verbandes zu den Vereinen, und der Abschluss der 
besonderen Lieferungsabkommen, die zu der erfreulichen 
Verbesserung der Bezugstreue beim Verband führten, ist zum 
grössten Teil sein Werk. Ihm ist auch der Ausbau der Liefe- 
rantenabkommen sowie die Ausbreitung der Eigenmarke der 
Konsumgenossenschaften zu verdanken. 

Aber auch die Aufgaben, die sich auf einer anderen Ebene 
aus der Not der Zeit ergaben, fanden beim Präsidenten der 
Verbandsdirektion einen warmen Betreuer. So hat er wäh- 
rend der Kriegsjahre die Mehranbauaktion des Verbandes 
und der angeschlossenen Vereine mit allen Mitteln gefördert. 
Und mit ebenso grosser Energie widmete er sich nach dem 
Kriege der Sammlung für die kriegsgeschädigten ausländi- 
schen Genossenschaften im Rahmen der Schweizer Spende. 
Beide Aktionen haben dem V.S.K. in weiten Kreisen An- 
erkennung verschafft. Dass er auch der Patenschaft Co-op 
beste Förderung angedeihen. liess, versteht sich von selbst. 
Und bis zu seinem Tode war er in der Aufsichtsbehörde des 
«Centre d’entraide internationale aux populations civiles». 

Nun erschöpft sich die Tätigkeit eines V.S.K.-Direktors bei 
weitem nicht in der Verwaltung eines Departementes inner- 
halb des Verbandes, sondern in enger Verbindung damit ste- 
hen die Zweckgenossenschaften, die im Grunde nichts anderes 
darstellen, als rechtlich verselbständigte Abteilungen des Ver- 
bandes. Maurice Maire hat sich von Anfang an sehr ein- 


gehend um die Tätigkeit unserer Zweckgenossenschajten ge- 
kümmert und gehörte zum Teil während vielen Jahren deren 
npıgen als M itglied an, zum Teil als Präsident. So war er 
Verwaltungsratsmitglied der «Nlinoterie cooperalive du Le- 
man» seit deren Gründung. Ebenso war er bei der Möbel. 
Genossenschaft seit der Gründung 1919 im Verwaltungsrat 
tätig, dem er seit Il Jahren als Präsident vorstand. Die 
Mühlengenossenschaft in Zürich wählte ihn 1921 in den 
Verwaltungsrat und im Jahre 1938 zum Präsidenten. Seit 
Il Jahren ist er auch in der Verwaltung der Schuh-Coop, 
der Schweizerischen Genossenschaft für Gemüsebau, und 
der Lagerhaus- und Schiffahrtsgesellschaft St. Johann tätig. 
Die letztere präsidierie er seit mehreren Jahren. Im Jahre 
1940 wurde er auch Mitglied der Verwaltung der Genossen- 
schaftlichen Zentralbank, an. deren Entwicklung er ebenjalls 
lebhaften Anteil nahm. Ferner vertrat er den Verband in der 
Bell AG und verschiedenen anderen Unternehmungen, an 
denen der V.S.K. beteiligt ist. 

Als nach dem Kriege die internationalen Beziehungen 
unter den Genossenschaftsverbänden wieder au/genommen 
wurden, wurde Herr Maire in den Zentralvorstand des Inter- 
nationalen Genossenschaftsbundes abgeordnet und auch in 
die internationale genossenschaftliche Handelsagentur, wo er 
sich auch bei den ausländischen Genossenschaftsfreunden 
grosses Ansehen erwarb. 

Dazu übernahm er die Vertretung des Verbandes und der 
ganzen Genossenschaftsbewegung in zahlreichen eidgenös- 
sischen Komissionen, so in der Eidgenössischen Preiskon- 
trollkommission, der Eidgenössischen Zolltarijkommission 
und der Zollrekurskommission, dann vor allem in der Ciba- 
ria, der Zentralstelle der Lebensmittelimporteure, die wäh- 
rend der Kriegsjahre den zentralen Import der wichtigsten 
aus dem Ausland benötigten Lebensmittel zu besorgen hatte, 
jerner in der Kommission für Zuckerfragen und in der 
Schweizerischen Seifenkonvention. Es ist kaum möglich, ein 
vollständiges Bild zu geben von der vielseitigen Betätigung 
unseres verstorbenen Kollegen. Und wer Herrn Maire ge- 
kannt hat, weiss, dass er nirgends bloss als Statist mitwirkte, 
sondern überall mitarbeitele im wahren Sinne des Wortes 
und die Interessen der Genossenschaft und der Konsumen- 
tenschaft mit grossem Eifer und wenn nötig auch mit 
grösster Zähigkeit wahrnahm. 

Bedeutungsvoll ist aber nicht nur, wo der Verstorbene 
überall gearbeitei hat, sondern auch wie er seine Arbeit 
ausführte. Denn auch das ist charakteristisch für ihn. Er 
war ein strenger, gewissenhafter Arbeiter. Er verlangte viel 
von sich selbst wie auch von anderen. Was immer an ihn 
herantrat, packte er an, und jede Angelegenheit suchte 
er beförderlich und systematisch zu. erledigen. Gerade 
schwierige Aufgaben lockten ihn. Als die grosse Konsum- 
genossenschaft in Zürich 1925 in eine Krise geriet, über- 
nahm er die Leitung für mehrere Jahre und führte die Sa- 
nierung energisch und zielbewusst durch. 

Und als vor einigen Jahren der Ruf nach Vermehrung der 
genossenschaftlichen Eigenproduktion stärker wurde, ging 
er trotz der ungünstigen äusseren Verhältnisse auch an die- 
ses Problem heran und unterbreitele uns die Vorschläge, 
einen chemisch-technischen Betrieb und zwei kleinere Seifen- 
Jabriken zu erwerben. 

Ja sogar nach seinem Rücktritt gab er die aktive Müt- 
arbeit in der Genossenschaftsbewegung nicht auf. Er ofje- 
rierte selbst seine Hilfe für zwei Genossenschaften, die sich 
in einer prekären Lage befanden, und hat sich dieser Vereine 
sehr eingehend angenommen und ihnen unzählige Stunden 
geopfert. Ausserdem betätigte er sich noch in einer Reihe 
von Zweckgenossenschajteh. Bevor er aufs Krankenlager 
geworfen wurde, hat er der Verbandsdirektion jeden Monat 
einen Rapport vorgelegt über seine Tätigkeit, auf dem er 
fast jeden Tag ein Geschäft notiert hatte. Ueberdies gehörte 
er seit seinem Ausscheiden aus der Direktion dem Ferwal- 
tungsrat des Verbandes an, in den er mit Rücksicht auf 


seine mehr als 25jährige Arbeit in der Verbandsleitung 
ehrenhalber gewählt worden war. 

Lassen Sie mich auch einige Worte sagen über Maurice 
Maire als Mensch. Aufrecht und unbeugsam wie seine Ge- 
stalt, klar und offen wie sein Blick, so war auch sein Cha- 
rakter. Er hatte feste Grundsätze, nach denen er sich rich- 
tete, auch wenn es unbequem war und ihm persönlich Opfer 
auferlegte. 

Es ist uns noch lebhajt in Erinnerung, wie er uns vor 
vier Jahren überraschte mit der Mitteilung, er habe nun 
sein 69. Lebensjahr beendet und werde deshalb aus der 
Verbandsdirektion ausscheiden; jüngere Kräfte sollen nun 
das Ruder ergreifen. Er fügte bei. das sei sein freier, aber 
unwiderruflicher Entschluss, es sei unnütz, ihn davon ab- 
bringen zu wollen. Tatsächlich blieben alle Versuche, ihn 
umzustimmen, erfolglos, er gab nur einige Monate zu als 
Uebergangszeit zur Einführung des Nachfolgers. 

Er war eine sehr ernste Natur, die manchmal hart er- 
scheinen mochte für solche, die ihn nicht kannten oder 
nicht verstanden. Doch er besass ein tiefes soziales Empfin- 
den, ein feines Gefühl für Gerechtigkeit. Besonders soziale 
Nöte, auch Einzelschicksale beschäftigten ihn. lebhaft. Und 
wenn er auch etwa Begehren des Personals ablehnte, ab- 
lehnen musste, obwohl er ihnen persönlich gerne zugestimmt 
hätte, so geschah es aus Perantwortungsbewusstsein für das 
Ganze, das er über den Einzelnen stellte. 

Haurice Maire hat nicht nach {mt und Würden gestrebt, 
doch er unterzog sich jeder Aufgabe, die ihm gestellt wurde, 
nach bestem Können. Er war anspruchslos für seine Person, 
er war einfach und schlicht in seinem Wesen und führte 
damit die Tradition seiner Vorgänger Bernhard Jaeggi und 
Oskar Schär fort, die übrigens zum V.S.K. gehört, so gross 
auch seine Leistungen immer sein mögen. 

Maurice Maire war mit der Genossenschaftsbewegung aufs 
engste verbunden, er hat ihr sein Leben gewidmet. Als er 
an der Delegiertenversammlung des Jahres 1946 zum letz- 
tenmal über den Jahresbericht des Verbandes referierte 
und den Dank von Präsident Huber entgegennehmen durfte, 
sagle er: 


«Ich habe den grossen Vorzug gehabt, den grössten Teil 
meines Lebens der Genossenschaftsbewegung widmen. zu 
dürfen. Tolstoi hat einmal geschrieben, dass es für einen 
Menschen, der seinen Nächsten nicht ausbeuten will oder 
von diesem ausgebeutet werden will, keine angenehmere 
Tätigkeit gebe als die in der Genossenschaftsbewegung.» 


Wir müssen heute Abschied nehmen von unserem lieben 
Kollegen. Wir tun es mit dem Gefühl der Dankbarkeit für 
all das, was er für den Verband, für die Genossenschaften 
und für die Allgemeinheit geleistet hat. Seine ehemaligen 
Kollegen in der Direktion und im Verwaltungsrat des Ver- 
bandes und in den Zweckgenossenschaften und das all 
diesen Organisationen angehörige Personal, das unter ihm 
gearbeitet hat, aber auch die Genossenschajter im ganzen 
Lande, die ihn gekannt und geschätzt haben, werden ihm 
ein gutes, ehrendes Andenken bewahren. 


Anschliessend ergrilf. wie bereits erwähnt. Charles Frank, 
Verwalter der Konsumgenossenschaft Lausanne, das Wort, 
um im Namen der persönlichen Freunde des Verstorbenen 
und der welschen Genossenschalter Abschied zu nehmen von 
Maurice Maire: 


«Es ist schwer, sich von einem Weggenossen zu trennen. 
Noch schwerer ist es dann, wenn es sich dabei um einen 
nahen Freund handelt. 

Es war im Christlichen Verein junger Männer in La Chaux- 
de-Fonds — es ist um die 50 Jahre her —, dass ich Maurice 
Maire kennenlernte. Pfarrer Paul Pettavel, ein ausserordent- 
licher Mensch, sammelte un sich eine Jugend, die er zu be- 
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geistern wusste. Hier fand man Maurice Maire. Charles Naine, 
Francis Barbier, Charles Schürch. Edouard Stauffer. Fritz 
Eymann und noch viele andere. 

In ihnen allen wusste Pfarrer Pettavel den Sinn für die 
soziale Frage zu ölfnen. Seine Güte. seine Begeisterung. das 
Beispiel seines Lebens, seine überzeugenden Worte, seine Ar- 
tikel übten auf uns alle einen bestimmenden Einfluss aus. 
Sein soziales Christentum machte aus uns mehr noch als Chri- 
sten — Sozialisten und Genossenschajter. Seine Moral stand so 
hoch und war so einfach. so menschlich. so voller Nächsten- 
liebe, dass sie nicht eine theoretische Moral, eine Sonntags- 
moral bleiben konnte. Sie forderte den vollen Einsatz. 

Wenn ich nun an alle die Menschen. die ich erwähnte. 
denke und an viele andere. die demselben Kreis angehörten. 
so sehe ich. dass sie alle im Leben diesen Forderungen. die 
Paul Pettavel uns als die wichtigsten dargestellt hatte. nach- 
gekommen sind. Alle haben sich in der einen oder andern 
Weise der sozialen Arbeit hingegeben. Alle waren sie Refor- 
matoren oder sie versuchten wenigstens, es zu sein. Wenn ein 
erfolgreiches Leben darin besteht. dass der Traum der Jugend 
zur Verwirklichung des Alters wird, so können sie alle auf 
ein erfolgreiches Leben zurückblicken: denn sie haben nie- 
mals die Hoffnung preisgegeben, die sie in ihrer Jugend 
hegten, sie blieben ihren Grundsätzen treu, und sie haben bis 
zum Ende die Gewissheit in sich getragen, dass die Arbeit, 
in der man den ganzen Menschen einsetzt, und der unermüd- 
liche Einsatz die besten Mittel sind für den Menschen, der in 
unserer Welt etwas verbessern will. Und unter diesen Men- 
schen gehört Maurice Maire zu denen. die am besten das zu 
verwirklichen vermochten, was ihnen vorschwebte. 

Auf der Grundlage aller seiner Tätigkeiten, und möchten 
sie in ihrer Erscheinung noch so bescheiden sein, war immer 
die grosse Hof/nung und ein zäher Wille praktischer Verwirk- 
lichung. Deshalb hinterlässt er ein Werk, das zählt und des- 
sen wirklicher Wert so schwer abzuschätzen ist. Wie könnten 
wir zum Beispiel — und ich spreche hier gewiss im Namen 
aller meiner Kollegen der [ranzösischsprechenden Schweiz, 
die eine Genossenschaft zu leiten haben — den Wert der Rat- 
schläge, die er uns so oft gewährte, errechnen? Seine Kennt- 
nisse unserer Bewegung, ihrer Menschen, der besonderen 
Umstände innerhalb jeder Genossenschaft waren gewaltig. 
Obwohl an der Spitze unserer Grosseinkaufsgenossenschaft 
und hierauf der Verbandsdirektion, wusste er enge Verbin- 
dungen selbst mit den einzelnen Problemen der Genossen- 
schaft aufrechtzuerhalten. Die in La Chaux-de-Fonds Seite an 
Seite mit seinem Freunde Francis Barbier erworbenen Kennt- 
nisse ergänzte und vervielfältigte er dadurch, dass er unter 
besonders schwierigen Umständen und Verantwortungen die 
Leitung der Genossenschajten von Zürich, Vevey und St. Gal- 
len übernahm. Er ging in dieser Aufgabe immer nach klaren 
Grundsätzen vor und mass besonders der Teilnahme und der 
genossenschaftlichen Weiterbildung der Mitglieder grossen 
Wert bei. Hier findet sich der Ausdruck seines unendlichen 
Vertrauens in die demokratischen Prinzipien. Trotz der 


Schwierigkeiten, die sie mit sich bringen und die Maurice 
Maire besser als jeder andere kannte, hielt er sich streng 
daran. Eine antidemokratische Haltung, woher auch immer 
sie kommen mochte, rief sein NMlissfallen hervor, denn er 
spürte dahinter die Menschenverachtung. Während des Krie- 
ges litt er ganz besonders darunter. so viele Grundsätze, die 
ihm teuer waren, mit Füssen getreten zu. sehen, und die Dik- 
taturen, wenn sie Ihn beunruhigten und seinen Zorn hervor- 
riefen, stärkten im übrigen doch nur seine Ueberzeugung. Die 
Unvollkommenheiten der Demokratie, denen auch unsere Ge- 
nossenschaften unterworfen sind, haben seinen Eifer niemals 
zu schwächen vermocht. Auch hier ist er den Grundsätzen 
seiner Jugend treu geblieben. 

Wenn auch viele, die in der Genossenschaftsbewegung wich- 
tige Funktionen bekleiden, die grossen Qualitäten von Mau- 
rice Maire kennengelernt haben und an ihnen direkt oder 
indirekt Teil hatten, so haben. doch recht wenige ihn wirklich 
gekannt. Menschen, die grosse Aufgaben. zu erfüllen haben, 
haben selten Gelegenheit, sich zu entspannen, sich anders als 
im Drange der Geschäfte zu zeigen, die Gegenwart und Zu- 
kunft mit sich bringen. Wer zum Beispiel hat Gelegenheit 
gehabt, Maurice Maire als Menschen feinen Humors, der 
Fröhlichkeit, mit einem Geist, der sich für so viele Dinge 
interessierte, kennenzulernen? 

Maurice Maire war vor allem ein Pjlichtmensch. Die Frage, 
die er kurz vor seinem Tode noch stellte: «Glaubt ihr, dass 
ich meine Pflicht ganz erfüllt habe?», beweist zur Genüge, 
in welcher Richtung bis zur leizien Minute die Gedanken des 
Menschen gegangen sind, der seine Pflicht erfüllt hat wie 
wenige. 

Frau NMaire, seiner Tochter, seiner Solne und deren Fami- 
lien möchte ich hier im Namen aller Freunde des Verstor- 
benen unsere tiefempfundene Dankbarkeit. dafür aussprechen, 
dass sie ihn uns und der Genossenschaftsbewegung in so wei- 
tem Masse gegeben haben; denn im selben lasse waren sie 
seiner beraubt. Aber sie wissen wie wir, dass er viel weniger 
er selbst gewesen wäre, wenn er den andern gegenüber weni. 
ger grosszügig gewesen wäre. Dir aber, Maurice Maire, wol- 
len wir hier sagen, wie sehr dein mutiges Beispiel in der 
Genossenschaftsbewegung uns immer wertvoll gewesen ist. 

Maurice Maire, die Genossenschaftsbewegung und ihre Trä- 
ger schulden dir vieles. Sie danken dir. 


Nach diesen tiefempfundenen Worten Charles Franks er- 
griff der Geistliche noch einmal das Wort, um tröstend hin- 
zuweisen auf die Bestimmung des Menschen und auf die vom 
Verschiedenen in hervorragendem Masse erfüllte Menschen- 
pflicht. 

Dann ging die zahlreiche Trauergemeinde still von dannen; 
bei jedem aber, der den Verewigten kannte, wird Maurice 
Maire im Geiste weiterleben. 

Ein schwerer Verlust hat die Familie betroffen. Ihr vor 
allem entbieten wir deshalb an dieser Stelle unser herzlichstes 
Beileid. M. 


Eine weitere Schar Verkäuferinnen flügge geworden 


Wieder hat eine Schar junger Verkäuferinnen, nachdem 
sie einen Kurs von vier Monaten im Genossenschaftlichen 
Seminar absolviert hatten, das Reifezeugnis erhalten, und 
damit steht unseren Verbandsvereinen eine schöne Zahl von 
neuen Hilfskräften zur Verfügung, die, wenn auch noch 
nicht den letzten Schliff — den erst die praktische Arbeit 
geben kann —, so doch das erforderliche Rüstzeug besitzen, 
ihrer wertvollen Aufgabe im Dienste der Konsumenten ge- 
recht zu werden. Begonnen am 2. August, fand der Kurs 
seinen Abschluss durch die am 21. und 22. November ab- 
gehaltenen Prüfungen und seine Krönung durch die Ab- 
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schlussfeier vom 26. November am Sitze des Genossenschalft- 
lichen Seminars, im Genossenschaftshause Freidorf. 

Die Schlussfeier wurde eröffnet durch einen gemeinsamen 
Gesang der Schülerinnen unter der anfeuernden Leitung des 
Lehrers für Gesang am Seminar, alt Rektor Gysin. Den Rei- 
gen der Ansprachen eröffnete der* Präsident der Kommission 
für kaufmännische Lehrabschlussprüfung und Verkäuferin- 
nenprüfung Baselland, Fr. Singeisen, mit einem Dank an die 
Leitung des Seminars für die grosszügige Aufnahme, Fräu- 
lein Burggraf, die mit diesem Kurs von ihrem seit der Er- 
öffnung des Seminars innegehabten Posten zurücktritt, und 


alle, die in irgendeiner Weise zum Gelingen der Prüfungen 
beigetragen haben. Was die jungen Verkäuferinnen in die- 
sem Kurs gelernt haben, darf nicht ein Endziel sein, es muss 
vielmehr den Ausgangspunkt zu weiterem Lernen bilden. 
Der Leiter des Seminars, Dr. Henry Faucherre, begrüsste 
die Erschienenen und gab gleichzeitig verschiedene Entschul- 
digungen, die ihm zugegangen waren, bekannt. Dann rich- 
tete er an die Verkäuferinnen Worte des Abschiedes und 
gab ihnen eine Reihe von wertvollen Ratschlägen auf den 
Weg. Er schloss, einen Leitspruch Pestalozzis variierend, mit 
den Worten: «Wer mit der Hand schafft ist Arbeiter. Wer 
mit Hand und Kopf schafft, ist Handwerker. Wer mit Hand, 
Kopf und Herz schafft, ist Künstler und wird gut.» Der 
Prüfungsleiter, alt Rektor G. Körber, dessen Auftreten von 
den Prüflingen begreiflicherweise mit besonderer Spannung 
erwartet wurde, eröffnete seine Ausführungen ebenfalls mit 
einer Ermahnung an die Verkäuferinnen. Sie knüpfte an 
vier Eigenschaften, die nicht nur bei einer Verkäuferin vor- 
handen sein sollten, die vielmehr das unumgängliche charak- 
terliche Rüstzeug jedes Menschen bilden müssen: Starker 
Glaube, grosse Begeisterungsfähigkeit, fester Mut und guter 
Willen. 

Und damit ging er über zum Hauptteil der Feier, der 
Verkündigung der Gesamt- und der Einzelnoten. Was das 
erste anbetrilft. so ist gegenüber dem Kurs von: Herbst 1948 
ein gewisser lortschritt insofern festzustellen, als die Ge- 
samtdurchschnititsnote eine kleine Verbesserung von 1,59 auf 
1,54 aufweist. \'on den 8 Fächern, die die Prüfung umfasst, 
zeigen 4 eine Verbesserung und 2 eine Verschlechterung, 
währenddem in 2 Fächern eine Aenderung nicht eingetreten 
ist. Was die Einzelleistungen anbetrifft, so ist festzuhalten, 
dass seit langer Zeit wieder einmal einer Schülerin im 
Schreiben die Note 1 erteilt werden konnte. Im übrigen sind 
die Ergebnisse schr verschiedenartig, aber immerhin auch 
die am wenigsten günstigen so, dass sie als annehmbar an- 
gesehen werden können. Mit der glänzenden Durchschnitts- 
note 1 schloss die Prüfung Bänziger, Dorothea, Klosters, ab. 


En 


Den zweiten Rang mit Note 1,1 bekleiden Bloch, Verena, 
Ins; Müller, Elise, Belp; Hofer, Gertrud, Zofingen; und 
Leutwiler, Rosa, Klosters. Im 3. Rang mit Note 1,2 folgen 
Müller, Margrit, Niederbipp; Maurer, Adelheid, Brunnen- 
Ingenbohl; und Zingg, Margrit, Uzwil. Den 4. Rang nehmen 
mit Note 1,3 Andres, Edith, Roggwil (Bern); und Fausch, 
Katharina, Seewis i. Pr. ein. Es folgen im 5. Rang (Note 
1,4) Känzig, Dora, Niederbipp; Clavadetscher, Rosa, Worb; 
und Rüegger, Delia, Zofingen. Die letzten «im Range» sind 
mit Note 1,5 Allemann, Elsbeth, Welschenrohr; Faes, Nelly, 
Schöftland; Hürzeler, Nelly, Kölliken; Thomi, Helene, Spiez; 
Anderegg, Maria-Helena, Rheinfelden; und Lehrmann, Lise- 
lotte, Oberhofen (Bern). 14 Verkäuferinnen schlossen mit 
den Durchschnittsnoten 1,6 bis 2,2 ab. 

Mag vielleicht auch der eine oder andere der Prüflinge 
einen bessern Abschluss erwartet haben, so beseitigte die Ver- 
kündigung der Noten doch für alle jeglichen Zweifel daran, 
dass das Examen überhaupt nicht bestanden sei, und damit 
konnten die mit dem Diplom versehenen Verkäuferinnen in 
Gemeinschaft mit den zahlreich erschienenen Mitwirkenden 
und Gästen beruhigt zum zweiten Teil des Abends, dem ge- 
meinsamen Essen, übergehen. Ein dritter, gemütlicher Teil, 
an dem sich ausser den Verkäuferinnen, die nun flügge ge- 
worden waren, und den Schülerinnen der Modernen Verkäu- 
ferinnenschule vor allem die besonders zu dessen Verschöne- 
rung erschienenen Damen Schlatter — Tochter des früheren 
Redaktors des «Genossenschaftlichen Volksblattes», Hermann 
Schlatter — (Violine) und Mettler (Flügel) durch musika- 
lisch und technisch glänzend ausgeführte Musikstücke betei- 
listen, hielt die angeregte Festgesellschaft noch bis Mitter- 
nacht zusammen. 

Und nun sind die Schülerinnen wohl ausnahmslos wieder 
dorthin zurückgekehrt, von wo sie herbeigeeilt waren, bereit 
das zu verwerten, was sie in vier Monaten angestrengter Ar- 
beit erworben haben. Möge ihnen viel Erfolg beschieden sein, 
zu ihrem eigenen Segen und zum Segen der schönen Sache, 
der zu widmen sie sich entschlossen haben. h. 


——.-———- 


Die zirka 120 Einwohner von Glurin- 
gen (Wallis) leben ausschliesslich vom 
Ertrag der Landwirtschaft: infolge der 
bedeutenden Höhenlage (1330 m ü. M.) 
stammen die Einnahmen mehrheitlich 
aus der Viehzucht, insbesondere aus der 
Milchwirtschaft. In den Monaten Juli. 
August und September wird das Vieh 
auf der Burgeralp in Gletsch gesömmert, 
allvo die Milch in einer praktisch ein- 
gerichteten Käserei zu Fettkäse verarhei- 
tet wird. Während den übrigen neun 
Monaten diente bis heute ein baufälliges 
Häuschen als Käsereilokal. das höchst 
unzweckmässig und unhygienisch ein- 
gerichtet war. Je länger, desto mehr 


sahen sich die Milchlieferanten gezwun- 


gen, den Bau einer Sennerei an die Hand 
zu nehmen. 

In der Gemeindeversammlung vom 
29. Dezember 1946 kam dann die Grün- 
dung einer Sennereigenossenschaft zu- 
stande. Gleichzeitig wurde die sofortige 
Erstellung einer Sennerei, insofern fi- 
nanziell tragbar, mit grosser Einmütig- 
keit beschlossen. 

Die ernannte Baukommission. be- 
stehend aus dem Gemeindepräsidenlen 
und zwei Mitgliedern ausserhalb des Ge- 
meinderates, erhielt den Auftrag, ein 
Projekt ausarbeiten zu lassen und die 
finanzielle Seite abzuklären. 

Von der Erstellung eines Neubaues 


musste die Kommission nach Fühlung- 


Das Gemeindehaus. in dem sich die Sennerei befindet. Es wurde unterkellert, um der neuen 
Zweckbestimmung besser =u dienen. 
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Während des Umbaus, 


nahme mit bewährten Fachleuten in- 
folge der hohen Kosten und der Bau- 
platzfrage absehen. Es mussten neue 
Mittel und Wege gesucht werden. Die 
stellte 


Bürgerschaft von Gluringen 


alsdanı in verdankenswerter Weise 
das Armenhaus zur Verfügung, dessen 
geräumige Kellerräume in eine Sen- 
nerei umgebaut werden sollten. 

Die Ingenieure Schnider und Gerber, 
Sitten, erhielten den Auftrag, das aus- 
ersehene Gebäude auf seine Eignung als 
Sennerei zu prüfen und Pläne und 
Kostenvoranschläge auszuarbeiten. 

Die im Februar 1947 eingelaufene 
Kostenberechnung berechnete die Ko- 
sten aul Fr. 23 000.-—-. Bund und Kan- 
ton genehmigten das Projekt und bewil- 
ligten Subventionen im Ausmass von 
30%, bzw. 25% der 


Bausumme (maximal Fr. 26 400.—). 


tatsächlichen 


Die Gemeinde bewilligte einen Beitrag 
von 5%. Nach Abzug dieser Beiträge 
aus öffentlicher Hand verblieb eine 
Summe von Fr. 11200.-— zu Lasten 
der Genossenschafter; eine respektable 
Sunme für 16 bis 20 Mitglieder. 

Die Baukommission sah sich ge- 
zwungen, sich nach neuen Einnahme- 
quellen umzusehen. Ein Gesuch an die 
Patenschaft Co-op, Basel, wurde in 
bejahendem Sinne beantwortet. Gross- 
mütig bewilligte dieselbe einen Beitrag 
von Fr. 4000.—. Die Genossenschafter 
nahmen mit Interesse von dieser no- 
blen Geste Kenntnis und beauftragten 
die Baukommission, in ihrem Namen 
den verbindlichsten Dank zu übermit- 
teln. Nach Zusicherung dieses Beitrages 


erklärten sich die Milchproduzenten 


e| 


bereit, die restlichen Fr. 7000.— auf- 
zubringen und äusserten den Wunsch, 
man möchte mit dem Bau unverzüglich 
beginnen. 

Als Unternehmer beliebte E. Guntern, 
Reckingen, der die Arbeit im Sommer 
1948 ausführte, so dass die neue Sen- 
nerei im November des gleichen Jahres 
dem Betrieb übergeben werden konnte, 

Das Gebäude präsentiert heute nach 
aussen gut und die Inneneinrichtung 
muss als sehr praktisch und allseitig 
befriedigend bezeichnet werden. 

An der Hauptfront befinden sich die 
Käserei und der Milchkeller. Als Inven- 
tar verdienen genannt zu werden: zwei 
Kessel mit fahrbarem Feuerherd, Käse- 
presse, Milchwaage, Zentrifuge und 
Butterkübel (beide mit elektrischem 
Antrieb). Zu erwähnen ist ferner, dass 
beide Lokale mit fliessendem Wasser 
und Waschtrögen versehen sind. Beide 
Räume (aus Stein) sind geräumig, 
hell und in hygienischer Hinsicht ein- 
wandfrei. Im hintern Teil des Gebäu- 
des befinden sich zwei Käsekeller, von 
denen der eine je nach Bedarf geheizt 
werden kann. Mit dem Bau der Sen- 
nerei ist ein lang gehegter Wunsch 
unserer Milchlieferanten erfüllt worden. 
Wir wollen offen zugeben, dass wir 
die Erfüllung dieses Wunsches vor 
allem freundeidgenössischer Hilfe zu 
verdanken haben, nicht zuletzt dem 
liebenswürdigen Entgegenkommen der 
Patenschaft Co-op. Wir machen es uns 
zur angenehmen Pflicht, dieser genos- 
senschaftlichen Organisation unsern ver- 
bindlichsten Dank auszusprechen für 
die verständnisvolle Hilfsbereitschaft, an 
die man nie nutzlos appelliert, wenn es 
gilt, der unbemittelten Gebirgsbevölke- 


rung zu helfen. 
Beat Carlen, alt Präsident 


* 

Soweit der Bericht des früheren Ge- 
meindepräsidenten, der auch als Präsi- 
dent der Baukommission geamtet hat. 
Mit dem Bau der Sennerei konnte den 
Einwohnern der Gemeinde Gluringen 


ein ganz entscheidender Dienst geleistet 


werden, ist doch dadurch die Verwer- 
tung der Milch gesichert worden. Der 
Gemeinde und vor allem auch deren 
Bürgern fliessen neue Einnahmen zu, 
wodurch deren wirtschaftliche Lage we- 
sentlich verbessert wird. 

Wir dürfen in diesem Zusammenhang 
auch noch kurz darauf hinweisen, dass 
schon im Jahre 1947 die Patenschaft 
Co-op zusammen mit dem Verband 
schweizerischer Studentenschaften, dem 
Bund und dem Kanton Wallis zugun- 
sten der Gemeinde Gluringen inter- 
venierten, indem sie die Durchführung 
eines Studentenarbeitslagers auf der Alp 
Muttbach, auf der das Vieh der Glurin- 
ger gesömmert wird, ermöglichten. Da- 
mals galt es, den Alpplatz zu entsteinen 
und dadurch die Milchproduktion zu 
steigern; bei der neuen Aktion ging es 
darum, nun auch die gewonnene Milch 
entsprechend verarbeiten zu können. 

Damals waren es Dutzende von Stu- 
denten aus aller Herren Länder, die ge- 
kommen waren, um gemeinsam mit 
ihren Schweizer Kommilitonen, be- 
waffnet mit Pickel und Schaufel, der 
bedrängten Gebirgsbevölkerung des 
Wallis beizustehen; heute sind es die 
Walliser selbst, die mit Hilfe von Bund, 
Kanton und unserer Patenschaft Co-op 
sich eine neue Sennerei errichtet haben. 
die es ihnen ermöglicht, ihre Milch 
besser zu verwerten. 

Die Dankbarkeit der Walliser Bauern 
für diese wirkliche «Hilfe zur Selbst- 
hilfe», wie sie hier ein neues Mal die 
Patenschaft Co-op gewährt hat, ist echt 
und bezeugt die Bedeutung der Arbeil 
unserer genossenschaftlichen Hilfsorga- 
nisation, die, wenn sie weiter wirken 
und sich entfalten soll, der Unterstützung 
aller einsichtigen und überzeugten Ge- 


nossenschafter bedarf. ö, 


Zu den Bildern von oben nach unten: 


Im «Käskessiv wird das Lab mit der Milch 
vermengt. 

Beim Waschen des Geschirrs. 

Die <motorisierte» Buttermaschine und — 
ihre Produkte. 

Im Käsekeller. 
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ins Heilige Land 


Das Land der Einwanderer 


Der Staat Israel ist jetzt 1'% Jahre 
alt. Im November 1947 wurde der Tei- 
lungsbeschluss der UNO gefasst. Am 
15. Mai 19-48 um Mitternacht sollte das 
britische Mandat aufhören. Im gleichen 
Zeitpunkt übernahmen jüdische Behör- 
den auch formal und legal die Staats- 
gewalt. die sie de facto bereits ausgeübt 
hatten. Der 15. Mai 19-48 war jedoch 
ein Samstag. Der Samstag ist nach mo- 
saischem Gesetz ein absoluter Ruhetag. 
Auch das geschichtliche Ereignis der 
Proklamation des jüdischen Staates 
nach 2000jähriger Unterbrechung konn- 
te hieran nicht rütleln und hätte sich 
mit jenen rigiden Vorschriften nicht 
vereinbaren lassen. Daher wurde die 
Entstehung des neuen Staalswesens vor- 
verlegt und bereits am Freitag, den 
14. Mai 1948 feierlich verkündet. Aber 
auch dieses Datum ist nicht «absolut». 
wenigstens nicht nach gregorianischem 
Kalender. Der mosaische Kalender zählt 
die Jahre seit Erschaffung der Welt. 
wenigstens der biblischen, und hat eine 
andere Monatseinteilung. Und das wie- 
derum bewirkt. dass der 5. ljar 5708 des 
jüdischen Kalenders, wohl dem 15. Mai 
1948 entsprach. dass aber der 5. Ijar 
5709 auf den 4. Mai 1949 entliel. Auf 
diesen kalenderpolitischen Umstand 
sind verschiedene Unstimmiekeiten in 
Zeitungsherichten zurückzuführen. 

Palästina war während vier Jahrhun- 
derten eine Provinz des damaligen tür- 
kischen Reiches. 1918 wurde das Land 
von den Engländern unter General Al- 
lenbyv erobert. Das Gebiet östlich des 
Jordans, das drei Viertel der ganzen 
Fläche ausmachte. jedoch auch heute 
erst 300000 Menschen zählt. wurde 
ahgetrennt und daraus das von den 
Briten subsidierte Gebilde Transjorda- 
nien geschaffen. Das verbleibende Land 
westlich des Jordans, mit 26000 Qua- 
dratkilometern. wurde 1922 zum briti- 
schen Mandat «Palästina» erklärt. Die- 
ses Palästina war zuletzt von rund 1.8 
Millionen Menschen bewohnt, nämlich 
etwa einem Drittel Juden sowie zwei 
Dritteln Arabern und anderen Moham- 
medanern. Christen usw. Das war der 
Stand vor Kriegsausbruch 1947/49. 

Der Staat Israel von heute in seinen 
neuen Grenzen umfasst etwa drei Vier- 
tel des Mandatsgebiets. Die Staatsfläche 
beträgt rund 20000 Quadratkilometer. 
Das ist die Hälfte der Schweiz. In 
arabischen Händen befindet sich das 
sogenannte arabische Dreieck sowie der 
Gebietsstreifen von Gaza; das erstere 
ist vom jetzigen Königreich (Trans-) 
Jordanien, das letztere von Aegypten 
besetzt. In israelischem Besitz befinden 
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sich also drei Viertel des früheren 
Palästina. von Dan bis Beerscheeba in 
der Wüste des Negev und bis Eilat am 
Golf von Akaba am Roten Mecer, aber 
nur die Hälfte, wenn die Wüste beiseite 
gelassen wird. Israel war im Sommer 
von über 900 000 Juden bewohnt; gegen 
Ende des Monats November war die Mil- 
lionengrenze überschritten. Ferner leben 
in Israel 200 000 Nichtjuden. meistens 
christliche und mohammedanische Ara- 
ber. sowie andere Minderheiten, die in 
der Panik der Niederlage nicht geflo- 
hen oder die aber inzwischen wieder 
zurückgekehrt sind. Einige von ihnen, 
wie die christlichen Maroniten und ganz 
besonders die kriegerischen Drusen, sind 
verlässliche Bundesgenossen. 

Wie gesagt. der Staat Israel ist erst 
anderthalb Jahre alt. Aber schon wäh- 
rend der heftigsten Kämpfe, als der für 
Israel günstige Ausgang noch alles an- 
dere als sicher war, begann der unun- 
terbrochene Zustrom der nunmehr legal 
gewordenen jüdischen Einwanderung. 
Sie hat seither nicht mehr aufgehört. 

Israel hat noch keine geschriebene 
Verfassung. Aber sein Grundgesetz lau- 
tet, dass jeder Jude, der dies zu tun 
wünscht. das Recht hat, sich in Israel 
sesshaft zu machen. In der Tat ist 
dieser Grundsatz, wenn man so will. 
die eigentliche Begründung der Exi- 
stenz des Staates. Der neue Staat und 
seine Behörden sagen nun durchaus 
nicht, jeder Jude irgendwo in der Welt 
solle ins Gelobte Land kommen (übri- 
gens ist lrael heute weiss Gott kein 
gelobtes Land). Noch erwarten sie oder 
nehmen an. mehr als, sagen wir, einen 
Zehntel der jetzt noch lebenden Juden 
würde den Weg nach Zion finden. Aber 
der Staat Israel öffnet weit seine Tore 
für jeden Juden, der nach dem verheis- 
senen Land kommen will und kommen 
kann. Und die Einwanderer kommen. 

Das Erstaunliche ist zuerst einmal 
der Umfang der Einwanderung. Im 
esten Halbjahr 1949 wurden nicht viel 
weniger als 150000 Einwanderer ge- 
zählt. Das würde einer monatlichen Ein- 
wanderung von fast 25000 Personen, 
das heisst einer jährlichen Rate von 
gegen 300000 Menschen entsprechen. 
300000 Einwanderer war auch die 
Zahl für die ersten 15 Monate. In den 
1% Jahren seit der Staatsgründung 
sind insgesamt weit über ein Drittel 
Millionen Juden in Israel eingewandert. 
Zwischen Januar und September 1949 
waren es 182 000 Einwanderer, und für 
das Jahr 1949 werden es wohl 210 000 
Personen sein. Für 1950 werden rund 
200000 Einwanderer erwartet. 


Pr 


Diese Zahlen sind für sich allein 
schon schr gross, besonders aber heut- 
zutage in der Zeit der Einwanderungs- 
barrieren. Wenn wir richtig unterrich- 
tet sind. hat cs 1947, 1948 oder 1949 
nirgendwo in der Welt ein Land gege- 
ben, das in einem Jahr eine absolut so 
grosse Zahl neuer Bürger aufgenommen 
hätte. Weder Australien noch die Ver- 
einigten Staaten oder sonst ein Land 
verzeichnen solche Zahlen. 


Aber noch mehr: als der Staat Israel 
proklamiert wurde, zählte sein Terri- 
torium nicht viel mehr als 600 000 Ju- 
den und dazu einige Zehntausend Ara- 
ber und nichtjüdische Europäer, Chri- 
sten, Muslims, Drusen usw. Innert 15 
Monaten hat die jüdische Bevölkerung 
um die Hälfte, während des ersten Jah- 
res um gut einen Drittel zugenommen. 
Das nun wiederum ist cine geradezu 
phantastische Verhältniszalhil. Ein der- 
artiger Bevölkerungszustrom ist ein- 
malig und in der bisherigen politischen 
und wirtschaftlichen Geschichte unbe- 
kannt. Um die Bedeutung und die Fol- 
gen dieses Prozentsalzes zu ermessen, 
muss man ihn aui vergleichbare Grös- 
senordnungen übertragen und sich ein- 
mal vergegenwärtigen. was eime solche 
Einwanderung in anderen Ländern be- 
inhalten würde: ein Drittel neuer Ein- 
wanderer wären 50 Millionen in den 
USA, wären 15 Millionen in England 
und wären, um ein näherliegendes Bei- 
spiel auszurechnen, 1% Millionen in der 
Schweiz, und zwar pro Jahr. Alles das 
wären nalürlich ganz unausdenkbare 
Grössenordnungen.. Eine solch grosse 
Einwanderung ist aber genau das, was 
in Israel vor sich geht. Die daraus ent- 
stehenden wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Fragen und Schwierigkeiten 
sind durchaus vergleichbar. Aber den- 
noch fand eine Einwanderung eines sol- 
chen kaum vorstellbaren Umfangs in 
Israel nicht nur einmal statt, sondern 
sie geht weiter. Die Sorgen und Pro- 
bleme für die Behörden des neuen Staa- 
tes kann man sich unter cliesen Umstän- 
den einigermassen ausmalen, oder viel- 
leicht doch nicht ganz. Die wirtschaft- 
lichen und sozialen Aufgaben für den 
Staat sind daher riesengross und die 
Schwierigkeiten dementsprechend kom- 
pliziert und beinahe überwältigend. Hier 
fällt mir eine Formulierung ein, die ich 
auf der Reise einmal hörte: in wirt- 
schaftlichen Fragen ist nur derjenige 
ein Realist, der an Wunder glaubt... 


Das ist sicher überspitzt, aber es ist 
etwas daran. Jedenfalls wurde die mas- 
sierte Einwanderung bisher zum über- 
wiegenden Teil absorbiert und man ist 
dabei, den Eingliederungsprozess weiter- 
zuführen und zu vollenden. Eine nicht 
zu unterschätzende Bedeutung bei der 
Ansiedlung und Einordnung der Ein- 
wanderer im Land und im Wirtschalts- 
prozess spielt die Landwirtschaft. 


Einige Zahlen mögen dies erläutern: 
in der ersten Hälfte des Jahres 1949 
wurden 32 neue Dörfer für Repatriierte 
errichtel (das ist die in Israel gebräuch- 
liche Bezeichnnug für Einwanderer, die 
eben als Heimkehrer ins eigene Land 
gelten). Diese neuen dörflichen Sied- 
lungen werden bereits von 9500 Seelen 
bewohnt. Immerhin sind diese 9500 
Dorfbewohner noch nicht ohne weiteres 
mit Beschäftigten in der Landwirt- 
schaft gleichzuselzen. Darunter sind 
nämlich auch Handwerker, Spezierer 
und die vielen anderen Berufe enthal- 
ten, die zur Dorfwirtschaft gehören. 


In der eigentlichen Landwirtschaft 
wurden 12 000 Personen untergebracht. 
Der Löwenanteil entfiel dabei auf die 
jüngst hier beschriebenen genossen- 
schaftlichen Siedlungen — 7000 Per- 
sonen. Bauernhöfe erhielten 1000 Per- 
sonen, Angehörige eingeschlossen. Und 
4000 Personen schliesslich wurden mit 
Land ausgestattet, um die Landwirt- 
schaft nebenberuflich zu betreiben. 


Bezogen auf die Gesamtzahl der Ein- 
wanderer machen diese 12000 Perso- 
nen knapp einen Zehntel aus. Dennoch 
ist eine Neuansiedlung solchen Aus- 
masses auf dem Land und die Rückkehr 
zum Land nach aller neueren Erfah- 
rung in aller Welt angesichts der fort- 
schreitenden Entagrarisierung und der 
Flucht vom Land eine einmalige Er- 
scheinung. Trotz dieser Absorptions- 
leistung der Landwirtschaft wird von 
zuständigen Stellen das bisher Erreichte 
für noch keineswegs genügend ange- 
sehen. i 


So befinden sich — Anfang Novem- 
ber 1949 — noch rund 90000 Men- 
schen in Auffanglagern (Mitte des Jah- 
res waren es rund 60 000; aber im Ok- 
tober zählte man sogar 93 000 Perso- 
nen). Sie sind meistens auch noch ohne 
regelmässige Arbeit. Die Unterstützung, 
die sie erhalten, gestattet ihnen nur eine 
gerade notdürflige Existenz. Die Unter- 
bringung ist alles andere als gut. Das 
ist natürlich für die Betroffenen, die 
monatelang auf die endgültige Unter- 
bringung warten müssen, mehr als hart. 
ja manchmal demoralisierend. Trotz- 
dem ist das Erreichte angesichts der 
schier unüberwindlichen Schwierig- 
keiten ausserordentlich bemerkenswert. 
Denn alles ist relativ. Später einmal aus 
der geschichtlichen Perspektive gese- 
hen, werden das Uebergangsschwierig- 
keiten gewesen sein, die im ganzen 
erfolgreich gelöst worden sind. Aber 
natürlich für den, der mit Frau und 
Kindern im Zeltlager auf die Eingliede- 
rung in den Arbeitsprozess warten muss, 
ist die geschichtliche Perspektive und 
sind die geschichtlichen Aufgaben des 
jungen Staates nur ein relativer Trost. 
Dennoch: Drei Viertel bis vier Fünftel 
der Stoss-Einwanderung sind bereits 
absorbiert worden. Dieses vordringliche 


Problem wird in absehbarer Zeit eben- 
falls bewältigt werden. 

Es ist allerdings zu sagen — das ist 
aus den angeführten Zahlen, wenn man 
sie per Monat untersucht, hervorgegan- 
gen —, dass das Tempo der Einwan- 
derung seit Mitte 1949 sich deutlich 
verlangsaml hat, und zwar aus Grün- 
den, die ausserhalb der Einwirkungs- 
möglichkeit des israelischen Staates lie- 
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gen. Die Auswanderung aus den ost- 
europäischen Staaten ist nämlich dort 
gestoppt worden, und zwar in erster 
Linie in jenen beiden Ländern Östeuro- 
pas, die noch eine nennenswerte Zahl 
Juden aufweisen, nämlich Ungarn und 
Rumänien. Die USSR hat ohnehin nie 
eine Auswanderung (der Juden) zuge- 
lassen und schon gar nicht nach Palä- 
stina. Diese osteuropäischen Sperrmass- 
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Eine Gemeinschaftssiedlung von Juden aus 
Südamerika im Neger, Eine neu angekom- 
mene Einwundererin beim Auspacken, 


nahmen bedeuten nun, dass das Tempo 
der Einwanderung in Israel sich etwa 
halbiert. was immer noch recht viel ist. 

Die Einwanderung geht aber weiter 
und soll auch trotz allen Schwierig- 
keiten weiter anhalten. Denn das Ziel 
für die nächsten 4 bis 5 Jahre ist eine 
jüdische Bevölkerung von gegen 2 Mil- 
lionen. also das Doppelte der jetzigen. 
Woher sollen die Einwanderer kommen. 
nachdem die DP-Lager in Mitteleuropa 
einigermassen geleert. und das osteuro- 
päische Reservoir blockiert ist? 

Von wo kommen die Einwanderer. 
die zur Küste Israels segeln? Hier hat 
sich ein neuer Strom aufgelan, gewis- 
sermassen als vergessener Faktor. Die 
Herkunft der Einwanderer im ersten 
halben Jahr 1949 ist aus der folgenden 
Tabelle zu ersehen: 


Total 1:18 000 
davon aus: % 
Mitteleuropa. inklusive Lager . 36.8 
(eypernWllggen en 8 
Bulgarien ER 15.2 
Rumänien ee 
Juzelasian lo SB er 
Bran Kreichmallalern 2 
EN ne a v7) 
lach ne 
Anderen Moslem-Ländern . . . .. 40 
Alnfina a Fe 6 | 
Uehrige Länder . 10.0 

100,0 
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Dazu einige Erläuterungen. Die Ein- 
wanderer aus China sind keine Chine- 
sen (obwohl es auch richtige Chinesen 
mosaischer Konfession gibt). sondern 
europäische Flüchtlinge, die meist aus 
Mittel- und Osteuropa über Shanghai 
den «Weg zurück» fanden. Die Zahl 
für Bulgarien ist relativ und auch abso- 
lut recht hoch: Beinahe die ganze jüdi- 
sche Gemeinschaft in Bulgarien konnte 
im Krieg gerettet werden, da es den 
Deutschen doch nicht gelang, auch sie 
zu ermorden: nach dem Krieg konnten 
sie nahezu vollständig nach Israel aus- 
wandern. Die Ziffern für Cypern be- 
treffen keine Cyprioten; es handelt sich 
vielmehr um die von den Briten seiner- 
zeit als illegal erklärte Einwanderung, 
wobei die Flüchtlinge vor der Küste 
Palästinas von Kriegsschiffen sowie von 
Flugzeugen der RAF abgefangen und 
in Cypern interniert wurden. Daher ka- 
men die meisten dieser Deportierten erst 
1949 nach Israel. Auf levantinische und 
mohammedanische Länder (es deckt 
sich meist) entfallen nicht weniger als 
24%. Also schon damals kam jeder 
vierte jüdische Einwanderer aus Mus- 
lim-Ländern. Seither ist der Anteil 
wohl noch gestiegen. 


Gegenwärtig ist man nämlich Zeuge 
eines Umschichtungsprozesses: die Ju- 
den in den arabischen Ländern Asiens 
und Nordafrikas haben, soweit sie die 
Erlaubnis zum Auszug erhalten, den 
grossen Trekk ins Land der Verheissung 
angetreten. Für sie ist Israel nicht nur 
moralisch, sondern meist auch mate- 
riell das Gelobte Land. Oft ist auch das 
Auffanglager schon eine Verbesserung... 
Denn ihr bisheriger Lebensstandard 
entsprach dem ihrer arabischen Umwelt 
und war meist, wie dieser, für Europäer 
unvorstellbar niedrig. Nachdem der neue 
Staat ins Werden gekommen ist, wollen 
sie das ihnen unerlräglich gewordene 
Leben als Minderheit unter «Ismaeli- 
ten» abschütteln und Bürger ihres eige- 
nen Landes werden. Und das Grund- 
gesetz des Staates Israel gestaltet ihnen, 
wie jedem Juden, zu kommen. 


Juden lebten und leben seit 2000 Jah- 
ren in den meisten, wenn nicht allen 
Ländern Asiens und Afrikas. Schliess- 
lich liegt ja Palästina selbst in Asien 
als Grenzland gegen Afrika. Und die 
Juden in jenen Ländern haben den Ruf 
ihrer uralten Heimat vernommen und 
folgen ihm. Denn, und das ist das Wich- 
tige, sie leben wie Juden überall, ausser 
jetzt in Israel, als Minderheit, und zwar 
meist unter Mohammedanern und Ara- 
bern. Man kann gewiss nicht sagen, 
dass die Juden es dort immer, es dort 
meistens, und es gar in letzter Zeit 
besonders leicht gehabt hätten. Immer 
aber waren sie eine Minderheit, und 
nur recht selten gleichberechtigte Bür- 
ger. Was Wunder, dass sie jetzt, gerade 
als volle Bürger, im eigenen Staat leben 


wollen. Heute nun, nachdem nach 2000 
Jahren der jüdische Staat wie durch ein 
Wunder wieder erstanden ist, wollen 
viele an ihm teilhaben. Die Juden aus 
der Türkei, aus Nordafrika, aus Ma- 
rokko, Algier, Tripolitanien, und jetzt 
anscheinend auch wieder aus Aegypten, 
haben die Möglichkeit auszuwandern, 
und sie kommen auch. Aber viele dür- 
fen oder durften sich nicht auf den 
Weg machen, so diejenigen aus den ara- 
brischen Ländern, wie Irak, Jemen usw. 

Ein besonderer Fall sind die Juden 
aus dem Jemen. Das ist ein «kleines» 
Land im Südwesten der arabischen 
Halbinsel, zwischen Asir und dem bri- 
tischen Protektorat Aden. Jemen ist für 
dortige Verhältnisse nicht gross, aber 
seine Landesfläche ist doch das 6fache 
derjenigen der Schweiz; es ist von viel- 
leicht 3% Millionen Menschen bewohnt 


Kinder von marokkanischen Einwanderern. 


(vielleicht — denn es hat dort natür- 
lich noch nie eine Volkszählung gege- 
ben). Jemen, das Mitglied der UNO ist, 
wird von einem Iman als absolutem 
Herrscher über Leben und Tod regiert. 
Item, dort lebten seit Urzeiten auch 
Juden, von denen hier schon die Rede 
war. Es ging ihnen dort so, dass der 
«Auszug aus Jemen» eine eigentliche 
Lebensrettung bedeutetete. 

Und in diesem Zusammenhang ist 
nun von einer modernen Exodus-Sage 
zu berichten. Diese jeinenitischen Juden 
durften bis vor kurzem aus ihrem Land 
gar nicht heraus; sie konnten sich nur 
illegal entfernen, flüchten. Erst im De- 
zember 1948 konnte vom Iman die Er- 
laubnis zum Auszug seiner jüdischen 
«Landeskinder» erlangt werden (die 


if 


meisten dieser Juden sind, nebenbei, 
fleissige und fähige Handwerker). Ich 
weiss nicht, wie diese «grosszügige» 
Erlaubnis endlich erlangt wurde, wel- 
ches das Lösegeld oder der dort übliche 
Bakschisch war, jedenfalls eine ameri- 
kanisch-jüdische Hilfsorganisation hat 
es geschalft. Die jemenitischen Juden 
zogen nun ins benachbarte britische 
Aden, wo Auffanglager für sie errichtet 
wurden. Sie kamen mil nichts als ihrem 
Leben und den Fetzen, die sie anhatten. 
Ihr Hab und Gut mussten sie hinter 
sich lassen. Aber nun wie weiter? We- 
gen des noch dauernden Kriegszustan- 
des (bisher ist nur ein Waffenstillstand 
mit Aegypten in Kraft und auch dieser 
läuft bloss bis Februar 1950) war ihnen 
die Schiffspassage durch den Suezkanal 
versperrt. Sie wurden daher von Aden 
auf einer veritablen Luftbrücke ins Hei- 
lige Land geflogen. Das ist eine Ent- 
fernung von über 2500 Kilometern. Pro 
Flug können 125 Personen befördert 
werden (das ist die «gute» Seite, dass 
sie ohne jedes Gepäck kommen ...). 
Bisher wurden nicht weniger als 29 000 
solcher Juden aus dem Jemen über die 
Luftbrücke nach Lydda in Israel ge- 
bracht. Bei dieser Gelegenheit hat es 
sich erwiesen, dass die ursprüngliche 
Annahme, es lebten bloss 25 000 Juden 
in Jemen, zu niedrig ist, und dass die 
wirkliche Zahl wohl das Doppelte be- 
trägt. 

Diese Juden aus dem Jemen sind nun 
sehr religiös, ebenso wie ihre Glaubens- 
genossen in Afrika und Asien. Schon 
die Gründung des neuen Staates Israel 
für sich wurde von ihnen ideell und 
materiell mit dem Kommen des jüdi- 
schen Messias gleichgesetzt. Und gar 
erst die wunderbare Errettung aus der 
Sklaverei in Jemen und der unerhörte 
Flug in noch nicht gekannten grossen, 
adlergleichen Silbervögeln...., welches 
Uebermass des Wunderbaren. Dieses 
ihnen widerfahrene Wunder, das offen- 
bare Eingreifen des Höchsten, musste 
für diese gläubigen, von der Skepsis 
der westlichen Kultur unverdorbenen 
Seelen doch gewiss schon in den Hei- 
ligen Schriften angekündigt worden 
sein. Und siehe, die Heiligen Schriften 
haben es wirklich schon vor Jahrtau- 
senden verheissen, und gleich an meh- 
reren Stellen. Hier ein bezeichnender 
Vers: 


Ihr habt gesehen, was ich Mizräim (Aegyp- 
ten) getan, wie ich euch auf Adlersflügeln 


getragen und zu mir gebracht habe. 
2. Mose, 19,4 


Für das europäische Auge nun unter- 
scheiden sich diese jüdischen Einwan- 
derer aus den arabischen Ländern in 
nichts von den anderen Bewohnern der 
arabisch-levantinischen Gebiete desMit- 
telmeers. Sie lebten durch Jahrhunderte 
und Jahrtausende wie ihre Umwelt, und 
wenn sie anders lebten, so noch ärmer, 


Ein WFüstenbeduine aus dem Neger. 


in noch bedrückteren wirtschaftlichen, 
sozialen und politischen Verhältnissen. 
Für sie also gesellt sich zum leuchten- 
den Ziel noch der greifbare Anreiz, 
dass Israel für sie auch materiell das 
Gelobte Land darstellt und, wie be- 
schränkt es auch sei, es auch bietet. 
Ihnen bedeutet die Schaffung des jüdi- 
schen Staates das Kommen des erwar- 
teten Messias, die Erlösung, und die 
Verbesserung ihres bedrückten Loses. 

Diese Juden aus den arabischen Län- 
dern verändern nun in entscheidender 
Weise die bisherige Zusammensetzung 
der isrealischen Bevölkerung. Man sieht 
das natürlich schon äusserlich, obwohl 
dieses Aeusserliche das Wenigste be- 


Der von ägyptischer Artillerie im Fort Iraq 

Suidan zusammengeschossene Wasserturm der 

Siedlung Negbah. In Israel sind Wassertürme 

das Kennzeichen der jüdischen Siedlungen 

und Ortschaften. Im Juli 19:49 stand der alte 

Wasserturm noch als Mahnzeichen, der neue 
jedoch war schon gebaut. 


deutet. Wichtiger aber ist, dass das kul- 
turelle, soziale und hygienische Niveau, 
dass die wirtschaftliche Erfahrung, dass 
die Einstellung zum Leben und zur Ar- 
beit bei diesen orientalischen Juden aus 
Asien und Afrika, die nach Israel ein- 
wandern, sagen wir, um jedes Werturteil 
zu vermeiden, so durchaus anders und 
nicht-europäisch ist, dass sie sich eben 
herzlich wenig von ihrer bisherigen ara- 
bischen Umwelt unterscheiden. (Ein in 
gewissen Grenzen ähnliches, aber zah- 
lenmässig nicht so schwerwiegendes 
Problem wird in Frankreich durch den 
Zustrom von algerischen Arbeitern auf- 
geworfen.) Das alles schafft verständ- 
licherweise eine Menge neuer Probleme 
und Schwierigkeiten, die das gerüttelt 
volle Mass der Sorgen des neuen Staa- 
tes ordentlich vergrössern. Es besteht 
hier die Möglichkeit. dass diese Ein- 
wanderer aus den Ländern am Mlittel- 
meer, Roten Meer usw. zum bisherigen 
Standard in Palästina heraufgezogen 
werden, oder aber, dass der Prozess 
umgekehrt verläuft und man sich besten- 
falls in der Mitte trifft. Es besteht also 
die Möglichkeit, oder, wenn man so 
will, die Gefahr, dass das neue Israel 
langsam aber sicher zu einem Levante- 
Staat wird. 


Jetzt lebt bereits eine Viertelmillion 
orientalischer Juden in Israel. Es kom- 
men immer mehr. Ihre Geburtenzalıl 
übertrifft die der anderen Juden und 
wird sie um so mehr überwiegen. da 
sie jetzt in den Genuss der kulturellen, 
sozialpolitischen, hygienischen und me- 
dizinischen Errungenschaften des neuen 
Staates kommen. die den Vergleich mit 
jedem modernen Land aushalten. Die 
Physiognomie und Struktur der jüdi- 
schen Bevölkerung Israels befindet sich 
also in cinem Prozess der Umschmel- 
zung. Niemand kann wissen, wie das 


Endergebnis aussehen wird. Immerhin. 


wird der Boden des Heiligen Landes 
und das neue Leben auf ihm, auch seine 
so andersartigen «farbigen» Kinder be- 
einflussen und umwandeln. Die neuen 
Generationen von Juden aus Ost und 
West, die bereits in Palästina geboren 
und aufgewachsen sind, entsprechen so 
gar nicht mehr dem Bild, das man sich 
in Europa und Amerika gemeinhin vom 
Juden macht. Die neue Generation. die 
Sabras, wie man sie in Israel nach der 
Frucht der Kaktuspflanze nennt. ist 
physisch und moralisch aus ganz ande- 
rem Stoff, ist ein ganz anderer Typ 
Mensch, als es noch die Eltern waren. 
Die Fähigkeit zur Umwandlung und 
Absorption, die offenbar dem Boden 
des Heiligen Landes eigen ist, ist an- 
scheinend unbegrenzt, ja grenzt ans 
Wunderbare. 

Wir sind Zeugen einesUmwandlungs- 
prozesses, wie es ihn noch selten, viel- 
leicht nie in dieser Art, in dieser Schnel- 
ligkeit und Wucht gegeben hat. 7. Rosen 
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Reale Ergebnisse fordern die Selbstbedienung! 


Die zunehmende Verbreitung der Selbstbedienung hei den 
britischen Konsumvereinen ruft auch kritischen Einwänden, 
die von den Anhängern zurückgewiesen werden, indem sie 
auf die Ergehnisse der Selbstbedienungsläden hinweisen. Die 
britischen Konsumverwalter sind vorsichtige Geschäftsleute. 
die sich nicht sofort für ein neues System begeistern. Aber 
die Selbstbedienung hat schon gesiegt! Ein Verein nach dem 
andern geht dazu über und die kritischen Bemerkungen 
richten sich eigentlich nicht gegen das System, sondern 
mahnen nur zur Vorsicht. 

Die Selbstbedienung wird nicht alle Schwierigkeiten lösen 
können und nach einigen Jahren wird sie auch ihre eigenen 
Prohleme haben. Umsatzerhöhungen sind nicht immer die 
direkte Folge der Selbstbedienung. obwohl sie viel dazu 
mithilft. Besonders die Beschleunigung der Bedienung ist 
unter den heutigen Umständen sehr wichtig. Wie bekannt 
ist, leiden die britischen Konsumvereine an Personalmangel. 
Die Rationierung fast aller Lebensmittel hindert die rasche 
Bedienung. Viele Verwalter schätzen als grössten Vorteil der 
Selbstbedienung. dass alle Käufer ohne besondere Xlühe 
innerhalb einer durchschnittlichen 4-stündigen Wochenar- 
beitszeit bedient werden können. 

Konsumvereine, die begeisterte Anhänger der Selbstbedie- 
nung sind. veröffentlichen wöchentlich Zahlen. die den Er- 
folg der neuen Bedienungsart zeigen. (Umsatzerhöhung und 
Verkleinerung der Regiekosten.) So gab die Portsea Island 
Society. welche zu den Pionieren der Selhsthedienung se- 
hört. kürzlich bekannt. dass in einer ihrer Filialen 48% der 
allgemeinen Umsatzsteigerung auf die mit Selbstbedienung 
verkauften Waren entfiel. Die Arbeitslöhne sanken in diesem 
Selbstbedienungsladen auf 5 % pennies pro Pfund. gegen- 
über einem gewöhnlichen Laden, in dem der gleiche Rück- 
gang nur 3% pennies ausmachte. Diese Filiale war die 
erste, die zur völligen Selbstbedienung übereing. Ende 
Oktober waren es 80 Wochen, dass sie mit diesem System 


erfolgreich geführt wird. «The Co-operative Official 


Technische Fortbildung 
in der britischen Industrie 


Das britische Arbeitsministerium führte ein neues prak- 
tisches System in der industriellen Produktion ein. Speziell 
gebildete «Aufseher» haben die bessere Produktion und Lei- 
stung kleinerer Arbeitergruppen zu fördern. Diese «T.W.I.» 
(= Training within Industry)-Aktion will mit der Hilfe der 
beauftragten «Aufseher» folgende Ziele erreichen: 


reduzierte Arbeitszeit. 

bessere Qualität der Produkte, 

weniger Ausschuss — weniger Unfälle, 

bessere ÄAusnützung der menschlichen Arbeitskraft, 
der Ausrüstung und der Maschinen, 

verbesserte Beziehung zwischen Geschäftsleitung und 
Arbeitern. 


Der «Aufseher» ist verantwortlich für die Tätigkeit einer 
bestimmten Gruppe und muss die betreffende Arbeit nicht 
nur kennen, sondern er muss auch geschickt sein in der 
Leitung und fähig, die neuen Methoden zu zeigen. 

Das Ministerium unterstützt die Fortbildung der Aufseher. 
Unentgeltliche Kurse — fünfmal zweistündige Versammlun- 
gen für zehn Teilnehmer — werden bei den verschiedenen 
Firmen veranstaltet, die bereit sind an der Aktion teilzu- 
nehmen. Die Arbeiter werden selbstverständlich nicht ge- 
zwungen, diese Fortbildungskurse zu besuchen, sie sollen 
selbst ihren Vorteil erkennen und sich nachher freiwillig als 
Teilnehmer melden. Auch Propagandavorträge des Ministe- 
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riums beweisen den praktischen Vorzug des «T.W.].,. 
Systems, das kürzlich auch an einer Versammlung der 
Konsumverwalter besprochen wurde, wobei geprüft wurde, 
in welcher Weise das System für die Konsumvereine ange- 
wendet werden könnte. «The Co-operative Offieial: 


Fussballsport in Konsumvereinen 


Es ist ein erfreuliches Zeichen, dass auch das in der Genossen- 
schaft tätige Personal sich dem Sporte widmet und sich zu diesem 
Zwecke zusammenschliesst. So liest man ab und zu im Hausorgan 
des V.S.K.-Personals von Veranstaltungen auf sportlichem Gebiete, 
währenddem man anderseits draussen im Lande wenig hört von Sport- 
organisationen innerhalb der Vereine. Immerhin bestehen heute noch 
Fussballelubs in den Konsumvereinen in Basel (Sportelub ACY) in 
Winterthur (F.C. Coop) und in Lausanne. Früher bestanden solche 
auch in Zürich und in Bern. Diese Clubs sind entweder einem offi- 
ziellen Fussballverband angeschlossen (Satus, Firmensport usw.) und 
beteiligen sich an den Meisterschaftsspielen, oder sie betreiben ihre 
Rasenspiele in freundschaftlichen Matchs mit Ortsvereinen. 

Wie wäre es nun, wenn sich die genessenschaftlichen Fussballelubs 
zusaminentun würden? Nicht in einer Organisation, sondern in loser 
Fühlungnahme zur Austragung von Spielen. Das säbe einmal engeren 
Kontakt unter Gleichgesinnten und freundschaftliche Beziehungen, 
was zugleich auch anspornende Wirkung hätte für weitere grössere 
Vereine, ihr Personal dem Sportsgedanken zugänglich zu machen. 
Diese Zeilen sind deshalb geschrieben, um sportliebende Personal- 
funktionäre auf den Gedanken zu bringen, Beziehungen innerhalb 
der Genossenschaftsbewegung anzubahnen. Wir denken dabei auch 
an eine gemeinsame Veranstaltung, beispielsweise in Form eines Oster- 
Fussballtourniers aller bestehenden Klubs. Interessenten wenden sich 
an den FC Coop (W. Bretscher, Konsumverein Winterthur, Bank- 
strasse 10). der für die Weiterentwicklung der gegenseitigen Beziehun- 
gen besorgt sein wird. 


| Volkswirtschaft | 


Steuerlast und Staatsausgaben 
in England und den Vereinigten Staaten 


Ein Vergleich der öffentlichen — staatlichen und lokalen — 
Ausgaben Englands mit den entsprechenden Aufwendungen 
der Vereinigten Staaten, wie ihn unlängst die New Yorker 
«National City Bank» angestellt hat, zeigt, dass — auf den 
Kopf der Bevölkerung berechnet — der Finanzhaushalt der 
amerikanischen Bundesverwaltung sowie der andern öffent- 
lichen Körperschaften in den USA noch höhere Mittel ver- 
langt als jener Grossbritanniens. Im Durchschnitt der Jahre 
1947 und 1948 belief sich das Steuerbetre[fnis pro Kopf der 
amerikanischen Bevölkerung auf 383 Dollars, in England da- 
gegen, zum alten Pfundkurs umgerechnet, auf 329 Dollars. 

Für den flüchtigen Betrachter scheint diese Gegenüberstel- 
lung nicht recht im Einklang zu stehen mit der oft gehörten 
Behauptung von der Kostspieligkeit des britischen «Wohl- 
fahrtsstaates». Entscheidend ist indessen der Vergleich von 
Steueraufkommen und Sozialprodukt. In England schöpfen 
die staatlichen und lokalen Behörden, wiederum im Durch- 
schnitt der beiden letzten Jahre, nahezu 40 Prozent des Volks- 
einkommens durch Steuererhebung ab; in den Vereinigten 
Staaten beträgt der Anteil lediglich 24 Prozent. Dazu kommt 
ein Weiteres. 

Vor allem in der Verwendung der Steuergelder bestehen 
erhebliche Unterschiede zwischen den USA und Grossbritan- 
nien. Die Aufwendungen für die Hilfe an das Ausland, die 
Landesverteidigung, den Schuldendienst und die Verwaltung 
beanspruchen in den Vereinigten Staaten 14 Prozent, in Eng- 
land dagegen mehr als 21 Prozent des Volkseinkommens. 
Stark ins Gewicht fällt dabei die hohe öffentliche Schuld 
Grossbritanniens, die pro Kopf jährlich gegen 50 Dollars für 
Rückzahlung und Zinsen erfordert. Aber auch der Verwal- 
tungsapparat stellt für den britischen Finanzhaushalt eine 
erheblich grössere Last dar, als dies in den Vereinigten Staa- 
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ten der Fall ist. Auf der andern Seite stehen der Kopfquote 
von 52 Dollars, die die USA im vergangenen Jahre für Hilfe 
an das Ausland aufgebracht haben, nur wenige Dollars in der 
Rechnung Grossbrilanniens gegenüber. 

Dass der Begriff des britischen Wohlfahrtsstaates nicht zu 
unrecht geprägt wurde, geht aus der Tatsache hervor, dass die 
Sozialleistungen in England auf 141 Dollars pro Kopf zu 
stehen kommen, in den USA nur je auf 127 Dollars, wobei 
noch zu berücksichtigen ist, dass einmal Bund, Staaten und 
Gemeinden in den USA wesentlich grössere Mittel für Erzie- 
hungszwecke aufwenden und dass ferner in den Vereinigten 
Staaten mehr als 40 Prozent dieser 127 Dollars auf Entschädi- 
gungen an Kriegsveleranen entfällt. Schliesst man diesen 
Posten, dem in Grossbritannien verhältnismässig geringe Be- 
deutung zukommt, aus, zeigt sich, dass die verbleibenden 
Wohlfahrisausgaben in Grossbritannien 14 Prozent des Volks- 
einkommens, gegen weniger als 5 Prozent in den Vereinigten 
Staaten, beanspruchen oder, noch deutlicher ausgedrückt, dass 
zur Verbilligung von Nahrungsmitteln und Wohnungen, für 
Sozialversicherungen und Familienzulagen, Erziehungs- und 
Gesundheilszwecke und andere in England vom Staat über- 
nommene Aufgaben mehr nahezu 40 Prozent der zweifellos 
hohen Steuereinnahmen Grossbritanniens aufgewendet wer- 
den müssen. 


Reduzierie Prämiensätze für Land- und $eetransporte 


Nachdem bereits vor kurzem die Raten für Lufttransporte 
neu festsesetzt worden waren, haben die schweizerischen 
Transportversicherer nun auch die allgemeinen Grundprämien 
für Land- und Seetransporte einer Prüfung unterzogen und 
neu festgestellt. 

Die neuen Sätze bedeuten mit wenigen Ausnahmen eine 
Verbilligung, wobei insbesondere diejenigen für die soge- 
nannte FPA-Deckung (das heisst «free of particular ave- 
rage») speziell profitierten. Dies ist ohne weiteres verständ- 
lich, weil mit der fortschreitenden Normalisierung des inter- 
nationalen Verkehrs und auch durch das Nachlassen der 
Ueberkonjunktur den Sicherheitsfaktoren wieder grössere 
Aufmerksamkeit geschenkt werden kann. Tatsächlich zeigt die 
Statistik des Wellionnageverlustes in der ersten Hälfte dieses 
Jahres einen seit langenı nicht mehr gekannten Tiefstand. 
Dabei sind allerdings nicht mitgerechnet die Schiffsverluste 
durch immer noch vorhandene treibende Minen. da diese 
Schäden separat durch die Kriegsversicherung gedeckt werden. 

Gleichzeitig mit den Reiseprämien ist auch der Zuschlag 
für Umladungen reduziert worden. Ebenso ist die durch die 
entsprechenden Staatsgründungen notwendig gewordene Tren- 
nung zwischen Westdeutschland einerseits und Ostdeutsch- 
land anderseits vorgenommen worden. - 

Die neuen Prämiensätze traten mit dem 28. November in 
Kraft und gelten für alle Transporte, deren Risiko an diesem 
Tage oder später beginnt. 


Kurze Nachrichten 


Kantonal-Komitees der Schweizer Mustermesse. Die Kantonal- 
Komitees der Schweizer Mustermesse hielten am 24. November in 
Basel ihre übliche Jahresversammlung ab. Messepräsident Wenk 
konnte mitteilen, dass die Zeichnungen für das Genossenschaftskapital 
einen erfreulichen Erfolg haben. Dieses Genossenschaftskapital ist 
seit dem Rechnungsabschluss des Vorjahres von Fr. 19% 000.— um 
über eine halbe Million bis zum heutigen Tage auf Fr. 2572 000.— 
angewachsen, ker 

Zur Frage der künftigen Messebauten stellte der Messepräsident 
fest, dass die generellen Studien zu einem zur Zeit noch im ‚Vorstand 
zur Beratung stehenden Resultate gekommen seien, das in seiner 
ganzen Konzeption ausserordentliche Freude hervorgerufen habe. e 

Messedirektor Prof. Brogle warf zunächst einen kurzen Rückblick 
auf die Messe 1949 und konnte für die kommende Veranstaltung 
hervorheben, dass die Anmeldungen sehr zahlreich einlaufen und dass 


leider immer noch nicht genügend Raum zur Verfügung stehe, um 
allen Wünschen entsprechen zu können. In seinen weitern Ausfüh- 
rungen wies er auf die unwirtschaftliche Messeinflation in allen euro- 
päischen Staaten hin, die jedoch aller Voraussicht nach sich tot- 
laufen werde, im übrigen aber der Existenzkraft der Schweizer 
Mustermesse auf die Dauer keinen Eintrag zu tun vermöge. Die Pro- 
paganda für ünsere Messe soll im Auslande den heutigen Verhält- 
nissen unserer Exportländer angepasst werden. In der anschliessenden 
Diskussion wurde der Ueberzeugung Ausdruck verliehen, dass es 
verfehlt wäre, im Hinblick auf die Abwertungswelle sich einem un- 
begründeten Pessimismus für unsern Export hinzugeben. 


Reis kein Mangelprodukt mehr. Das amerikanische Handelsamt 
gab bekannt, dass die Exportkontrolle für Reis aller Sorten am 
31. Dezember aufgehoben werde. An diesem Tage tritt auch das 
internationale Zuteilungssystem ausser Kraft. Auf Grund der gegen- 
wärtigen Marktverhältnisse verfügte das USA-Handelsamt mit sofor- 
tiser Wirkung folgende Neuregelung: Für die Verschiffung von Reis 
bis zu 50000 lbs. nach Kuba, Britisch- und Niederländisch-West- 
indien, sowie den französischen Gebieten der westlichen Hemisphäre 
sind keine Akkreditive mehr erforderlich. Ferner sind Lieferungen 
bis zu einem Werte von 1000 Dollar nach allen Bestimmungsländern 
ohne Exportlizenz gestattet. 

Der schweizerische Importhandel wird durch diese Entwicklung 
vorläufig kaum beeinflusst. Einige früher von den USA bezogene 
Qualitäten waren seit längerer Zeit nicht mehr erhältlich, zudem 
stellten sich die Preise vielfach höher als die Konkurrenzofferten. Es 
wurden daher vermehrt Abschlüsse mit Aegypten, Italien und Siam 
getätigt, Von entscheidenden Einfluss auf das Importvolumen bleibt 
indessen die geringere Nachfrage der schweizerischen Grossver- 
braucher. 


| Die Bewegung Im Ausland | 


Grossbritannien, Geschäftsgang der CFS im ersten Jahresviertel 
19:49. Die Umsätze der englischen Grosseinkaufsgesellschaft betrugen 


im ersten Quartal £ 61000000 (Zunahme £ 6000000 oder 10,8 9/n ' 


gegenüber der entsprechenden Periode des Jahres 1948). Die grösste 
Umsatzvermehrung entfiel auf die Kolonialwaren. Der Wert der 
eigenen Produktion betrug £ 19000000 (Zunahme & 2400000 oder 
14,9 0/9). 

Die Bankabteilung berichtet für die ersten 13 Wochen des Jahres 
£ 566713062 Einlagen und Abhebungen, eine Zunahme von 
€ 41387451 oder 7,90/9 gegenüber der entsprechenden vorjährigen 
Periode. 


— Freie Bahn und keine Bevorzugung der Genossenschaften im Einzel- 
handel. Der Ernährungsminister sprach in einer Versammlung von 
Vertretern der schottischen Genossenschafter, die zusammengekom- 
men waren, um Stellung zu nehmen zu der Regierungsaktion gegen 
restriktive Praktiken privater Fabrikanten. Der Minister sagte hierbei 
folgendes: «Es kann keine Rede davon sein, dass die Labour-Regierung 
die Genossenschaften besser behandelt als ihre privaten Konkurrenz- 
unternehmen... es ist jedoch das gute Recht der Regierung, Diskri- 
minierungen der Genossenschaften zu beseitigen... Wir können und 
müssen gegen Restriktionen einschreiten, welche das Wachstum und 
die Ausdehnung von genossenschaftlichen Handelsorganisationen hin- 
dern. Es gibt ein grosses Gebiet wirtschaftlicher Betätigung, das die 
Regierung gerne verstaatlichen möchte. hierzu gehört jedoch nicht das 
Verteilungsgewerbe. Einzelhandel und Grosshandel sind ungeeignet für 
eine staatliche Betriebsführung, und die Regierung wird sie gerne in 
den Händen der Genossenschaften lassen.» Der Minister sagte zum 
Schluss, er sehe nahezu unbegrenzte Möglichkeiten für die britischen 
Genossenschaften voraus. 


Israel. Landwirtschaftliche Genossenschaften. Auf Veranlassung der 
Regierung und der Landwirtschaftlichen Zentrale von Histadrut haben 
Neueingewanderte, die zumeist in den ehemals arabischen Orten 
Lydda und Ramleh leben, 16 landwirtschaftliche Genossenschaften 
gebildet. Jede Genossenschaft besteht aus 7 bis 12 Mitgliedern, die 
Gemüsebau oder Geflügelzucht betreiben oder kleine Werkstätten ein- 
gerichtet haben. Landwirtschaftsministerium und Landwirtschaftszen- 
trale gewähren finanzielle Beihilfe in Form von Darlehen zur Beschaf- 
fung von Saatgut, Düngemitteln, Werkzeugen, Bewässerungsröhren usw. 
Die Einnahmen der Genossenschafter gehen in eine gemeinsame Kasse 
und jedes Mitglied erhält die gleiche Vergütung für einen Arbeitstag. 
unabhängig von der Art der geleisteten Arbeit. 


— Arbeiterbank im ersten Halbjahr 19-49. In den ersten 6 Monaten 
des laufenden Jahres hat die Arbeiterbank neue Darlehen im Betrag 
von insgesamt 1720000 £ ausgegeben. Hiervon gingen 830000 £ an 
die Landwirtschaft und 890 000 £ an andere Wirtschaftszweige. Städti- 
schen Produzentengenossenschaften wurden 165 000 £ gewährt und 
150000 £ für Bauvorhaben. Das Kapital der Bank — 550000 £ — 
soll um 150 000 £ erhöht werden. 
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«Büro und Verkauf». Die November-Nummer führt eine für den 
Reklamepraktiker schr wertvolle Fragenreihe unter dem Thema «Was 
man in der Werbung leicht vergisst» weiter. Dass man in einzelnen 
Gebieten der USA bestrebt ist. das Steuerwesen menschlicher zu ge- 
stalten, geht aus einer in unsere Sprache übertragenen Mitteilung des 
Vorsitzenden der Steuerverwaltung des Staates Mississippi hervor. 
Der buchhalterisch interessierte Leser findet drei weitere Abhand- 
lungen. so dass die Nummer wieder den verschiedensten Ansprüchen 
Rechnung trägt. Der Verlag (Zürich 1) sendet übrigens auf Wunsch 
kostenlos Probenummern. 


Der Jungkaufmann. Monatsschrift für die kaufmännische Jugend. 
Verlag des Schweizerischen Kaufmännischen Vereins. Postfach. 
Zürich 23. Jahresabennement Fr. 4.— (12 Hefte). 


Zu den besten Bildungseinrichtungen des Schweizerischen Kauf- 
männischen Vereins gehören die Scheinfirmen. In diesen fiktiven 
Geschäftsunternehmungen finden die Jungkaufleute Gelegenheit, sich 
tätig in alle Rangstufen der kaufmännischen Hierarchie einzuleben. 
Das weitet den Horizent und schafft Verständnis für die Arbeit der 
Berufskollegen bis hinauf zum Direktor. Im Novemberheft des «Jung- 
kaufmann» wird. am Beispiel der kürzlich in Aarau durchgeführten 
Scheinfirmenmesse, die Arbeit dieser wertvollen Institution wieder 
einmal anschaulich dargetan. Mit besonderer Spannung werden die 
jungen Leser den Brief eines Berufskollegen zur Kenntnis nehmen, 
der vor wenigen Monaten nach New York ausgewandert ist und nun 
dem Redaktor über seine ersten Eindrücke berichtet. Von den stets 
ausgezeichneten literarischen Beiträgen möchten wir die Erzählung 
«Die Erbschaft» von Alexander Sacher-\Masoch nennen. die den see- 
lischen Konflikt eines unerwartet reich gewordenen alten Bauern 
anschaulich darstellt. Ein weiterer, prächtig illustrierter Aufsatz von 
Eduard H. Steenken beschlägt das Thema «Muscheln und Schnecken». 
Ein reines Vergnügen sind die von einem Handelslehrer zusammen- 
gestellten Witze im Zeichen der Kaufmannssprache. Auch zu dieser 
wie schon zu früheren Nummern hat Helmut Knorr vortreffliche 
Zeichnungen beigetragen. 


Verein schweiz. Konsumverwalter 


Montag. 14. November. versammelten sich im Restaurant 
«Post» in Basel die Ladenkontrolleure der schweizerischen 
Konsumvereine. Zweck und Ziel dieser Zusammenkunft, die 
vom Verwalterverein einberufen wurde. ist eine enge Zusam- 
menarbeit aller Berufskollegen. Die Ladenkontrolleure wün- 
schen keinen Verein zu gründen, sondern sie sind dem Ver- 
walterverein unterstellt. In den Arbeitsausschuss wurden ge- 
wählt: Dangelmeier (LVZ), Zürich; Hänggi (AKV), Luzern; 
Hofer (KGB), Bern. 

Anschliessend wurden neue, gediegene Ablagen des ACV 
besucht. H. 


Zentralverwaltung des V.S.K. 


Am 1. Dezember 1949 konnte Herr Karl Boss, Adjunkt in 
der Abteilung Gebrauchsartikel A, sein 40jähriges Dienst- 
jubiläum feiern. 

Wir gratulieren dem Jubilaren zu diesem Anlass herzlich 
und sprechen ihm für die langjährige, treue Mitarbeit den 
besten Dank aus, 


| Verbandsdirektion | 


Das Protokoll der Delegiertenversammlung des V.S.K. 
vom 18. Juni 1949 in Lugano ist in deutscher Sprache nun 
im Druck erschienen und den deutschsprachigen Vereinen 
bereits zugestellt worden. Die französische Uebersetzung ist 
in Vorbereitung. 
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Nachfrage 


Gesucht erste Verkäuferin für unseren Hauptladen in Huttwil, Jahres- 
umsatz 340 000 Fr. Bewerberinnen müssen gute Kenntnisse (ausser 
Kolonialwaren) der Schuh-, Textil- und Haushaltwaren besitzen. 
Ebenso wird die Fähigkeit, das mitarbeitende Personal zu führen, 
verlangt. Seminarbildung wird vorgezogen. Anmeldungen sind zu 
richten an die Verwaltung der Konsumgenossenschaft Huttwil (Bn.). 


Angebot 


Wir suchen für Buchhalter mit praktischen Erfahrungen in Propa- 
ganda, Einkauf und Lagerhaltung geeigneten Posten als Ver- 
walter-Stellverfreter. Offerten an Treuhandabteilung des V.S.K., 
Basel 2, 


Junger, selbständiger Bäcker-Pätissier sucht Jahresstelle in Konsum- 
bäckerei. Könnte auch Chauffeurdienst machen. Offerten erbeten 
an J. Stadelmann, Feigelstrasse 14, Olten. 


Jüngerer, initiativer Genossenschafter mit Erfahrung im Einkauf und 
Aussendienst usw, sucht Stelle in fortschrittlichen Konsumverein. 
Offerten erbeten unter Chiffre St. I. 222 an die Kanzlei II. Depar- 
tement V.S.K., Basel 2. 
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